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das Heeresdisziplinargesetz 1985 geändert wird 

172/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)2 von 61

www.parlament.gv.at



" 

EN'IWURF 

Bundesgesetz van xxx, mit dem 

das Heeresdisziplinargesetz 1985 

geäOOert wird 
~ 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Heeresdisziplinargesetz 1985, BGBl. Nr. 294, in der Fassung der 

Bundesgesetze BGBl. Nr. 342/1988 und 599/1988 s<:::JWie der Kundmachung 

BGBl. Nr. 23/1988 wird wie folgt geändert: 

1. Im Ti tel werden die v.'brte "der Reserve" durch die Worte "des Mi­

liz- und des Reservestandes" ersetzt. 

2. Der § 17 lautet: 

"§ 17. (1) Haftprüfungsorgane haben in Angelegenhei ten der 

vorläufigen Fest.nahrre und der Disziplinarhaft folgende Aufgaben 

wahrzunehrren : 

1. Entscheidung über die Rechtmäßigkeit einer vorläufigen Fest-

nah'le, 

2. Entscheidung über Berufungen gegen eine Disziplinarhaft, die 

vom Disziplinarvorgesetzten verhängt wurde, 

3. Entscheidung in Disziplinarsachen , in denen die Verhängung 

einer Disziplinarhaft 
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a) vom Bundesminister für Landesverteidigung als Diszipli­

narvorgesetzter oder 

b) von einer Disziplinaroberkommission 

für erforderlich erachtet wird (§ 56 Abs. 3 und § 74 Abs. 4). 

In den Fällen der Z 2 und 3 kann das Haftprüfungsorgan jede für 

Soldaten nach § 42 oder § 48 vorgesehene Strafe mit Ausnahrre der 

Entlassung, Unfähigkeit zur Beförderung oder Degradierung verhän­

gen. 

(2) Die Haftprüfungsorgane sind beim Bundesministeriurn für 

Landesverteidigung einzurichten. Durch Verordnung des Bundesmini­

sters für Landesverteidigung sind unter Berücksichtigung der mili­

tärischen Erfordernisse, der örtlichen Gegebenhei ten sowie der 

Personalstärke zu bestimmen: 

1. der Sitz des einzelnen Haftprüfungsorgans und 

2. mit Wirkung vom 1. Jänner für jedes Kalenderjahr die Auftei­

lung der Geschäfte unter den Haftprüfungsorganen und die 

Vertretung durch ein anderes Haftprüfungsorgan in den Fällen 

einer vorübergehenden Verhinderung, eines Ausschlusses vorn 

Verfahren oder der kurzfristigen Vakanz der Funktion. 

Die Verordnung bedarf nicht der Kundmachung im Bundesgesetzblatt, 

sondern ist auf die für Dienstanweisungen im Bundesheer übliche 

Art (Anschlag, mündliche Verlautbarung u. dgl.) kundzumachen. Für 

die Besorgung der Kanzleigeschäfte des Haftprüfungsorgans und 

dessen Sacherfordernisse hat die Dienststelle aufzukornnen, bei der 

es seinen Sitz hat. 

(3) Der Bundesminister für Landesverteidigung hat die erforder­

liche Anzahl von Bediensteten aus dem Personalstand des Bundesmini -

steriurns für Landesverteidigung mit Wirkung vom 1. Jänner eines 

Kalenderjahres für die Dauer von sechs Jahren zu Haftprüfungsorga­

nen zu bestellen. Als Haftprüfungsorgane sind Berufsoffiziere oder 
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Offiziere des Miliz- oder des Reservestandes heranzuziehen; sie 

müssen rechtskundig sein oder über eine entsprechende dienstliche 

Erfahrung im Diszipli.nanvesen verfügen. Diese Bediensteten dürfen 

im Bereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung nur inso­

fern mit anderen Aufgaben betraut werden, als sie bei der Besor­

gung dieser anderen Aufgaben selbständig und unabhängig sind. 

(4) Ein ztml Haftprüfungsorgan bestellter Bediensteter darf nur 

mi t seiner Zustimnung versetzt werden. 

(5) Ein Bediensteter darf nicht ztml Haftprüfungsorgan bestellt 

werden, wenn 

1. er (vorläufig) vom Dienst enthoben (suspendiert) oder außer 

Dienst gestellt ist, 

2. gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde, bis 

zum rechtskräftigen Abschluß dieses Verfahrens, 

3. er wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden, mit Vorsatz 

begangenen, gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig 

verurteil t wurde, bis zu dem Zei tpunkt, ab dem über die 

Verurteilung nur beschränkte Auskunft aus dem Strafregister 

erteilt wird, 

4. gegen ihn eine Disziplinarverfügung oder ein Disziplinar­

erkenntnis ergangen ist, bis zum Ende der Vollstreckung der 

Disziplinarstrafe, jedenfalls aber innerhalb von drei Jahren 

ab Rechtskraft der Disziplinarverfügung oder des Diszipli­

narerkenntnisses. 

(6) Ein Haftprüfungsorgan ist von einem Verfahren ausgeschlos­

sen, in dem es bereits in anderer Funktion mitgewirkt hat. 

(7) Die Funktion des Haftprüfungsorganes endet mit 

1. dem Ablauf der Bestellungsdauer , 

2. dem Ablauf von drei M:::maten einer ununterbrochenen Verhinde­

rung, ist diese vorhersehbar, bereits mit deren Beginn, 
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3. der AußerdienststeIlung, 

4. der Versetzung, 

5. dem Ausscheiden aus dem Dienststand, 

6. der rechtskräftigen Verhängung einer Disziplinarstrafe oder 

dem rechtskräftigen Schuldspruch ohne Verhängung einer Stra­

fe, 

7. der rechtskräftigen Verurteilung wegen einer von Amts wegen 

zu verfolgenden, mit Vorsatz begangenen, gerichtlich strafba­

ren Handlung." 

3. Der § 19 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Mitglieder der Disziplinarkarmissionen sind mit Wir­

kung vorn 1. Jänner eines Kalenderjahres für die Dauer von sechs 

Jahren zu bestellen. Im Bedarfsfalle sind jedoch die Disziplinar­

kommissionen auch während dieser sechs Jahre durch die Bestellung 

von zusätzlichen Mitgliedern zu ergänzen." 

4. a) Der § 20 Abs. 5 Z 2 lautet: 

"2. bei der Disziplinaroberkorrrnission für Offiziere nach § 18 

Abs. 1 Z 2 lit. b und bei den Disziplinarkonmissionen nach 

§ 18 Abs. 1 Z 3 einer der Dienstklassen VII bis IX" 

b) Der § 20 Abs. 5 Z 3 entfällt. 

5. Der § 29 lautet: 

"§ 29. (1) Der Beschuldigte kann sich selbst verteidigen oder 

durch 

1. einen Soldaten, 

2. einen Wehrpflichtigen des Milizstandes , 

3. einen Beamten oder Vertragsbediensteten, der nicht Soldat 

ist, 
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4. seinen zuständigen Soldatenvertreter bzw. ein t-'ätglied des 

für ihn zuständigen Organs der Personalvertretung oder 

5. einen Rechtsanwalt oder Verteidiger in Strafsachen nach 

seiner Wahl 

verteidigen lassen, der sich durch eine schriftliche Vollmacht , 
auszuweisen hat. Vor der Disziplinarbehörde kann eine Vollmacht 

auch mündlich erteilt werden. Die genannten Personen sind - abgese­

hen von einer Bestellung nach Abs. 2 - zur Ubernahrre einer Vertei­

digung nicht verpflichtet. 

(2) Auf Verlangen des Beschuldigten ist von der Diszipli­

narbehörde aus ihrem örtlichen Zuständigkeitsbereich ein Soldat 

als Verteidiger zu bestellen. Dieser ist zur Ubernahme der Vertei­

digung verpflichtet. 

(3) Verteidiger nach Abs. 1 Z 1 bis 4 dürfen, wenn sie eine 

Verteidigung überncmnen haben, in keinem Fall eine Belohnung anneh­

men und haben gegenüber dem Beschuldigten nur Anspruch auf Vergü­

tung des im Interesse der Verteidigung notwendigen und zweckmäßi­

gen Aufwandes. 

(4) Die Vertretung durch einen Verteidiger schließt nicht aus, 

daß der Beschuldigte im eigenen Namen Erklärungen abgibt. 

(5) Der Verteidiger ist über alle ihm in dieser Eigenschaft 

zukommenden Mitteilungen zur Verschwiegenheit verpflichtet. Er ist 

befugt, alles, was er zur Verteidigung des Beschuldigten für dien­

lich erachtet, vorzubringen und die gesetzlichen Verteidigungsmit­

tel anzuwenden. 

(6) Der Verteidiger kann die zeugenaussage darüber verweigern, 

was ihm in dieser Eigenschaft vom Beschuldigten anvertraut wurde. 
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(7) Die Verteidigung dürfen nicht übernehrren: 

1. Personen, die (vorläufig) vom Dienst enthoben (suspendiert) 

sind oder gegen die ein strafgerichtliches Verfahren oder 

ein Disziplinarverfahren eingeleitet ist, für die Dauer der 

(vorläufigen) Dienstenthebung (Suspendierung) oder des Ver­

fahrens, 

2. Personen während der Vollstreckung einer Disziplinarstrafe , 

3. Personen, die im Verfahren als Zeuge oder Sachverständiger 

zu vernehrren sind, 

4. Haftprüfungsorgane. 

Die in den Z 1 bis 4 genannten Personen dürfen auch nicht als 

Verteidiger gemäß Abs. 2 bestellt werden. 11 

6. Der § 38 Abs. 2 und 3 lautet: 

" (2) Reisen eines Beschuldigten, der dem Bundesheer auf Grund 

eines Dienstverhäl tnisses angehört, auf Grund einer Ladung durch 

eine Disziplinarbehörde sind wie Dienstreisen zu behandeln. Auf 

Reisen eines Beschuldigten, der Wehrpflichtiger des YJ.liz- oder 

des Reservestandes ist, sind die für Zeugen geltenden Bestimmungen 

des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136, sinngemäß anzu­

wenden. 

(3) Die aus der Beiziehung eines Verteidigers erwachsenden 

Kosten sind van Beschuldigten zu tragen." 

7. Im § 39 entfällt die Wortgruppe "zum Haftprüfungsorgan, ". 

8. Der § 40 Abs. 4 bis 8 lautet: 

" (4) Jede vorläufige Dienstenthebung ist unverzüglich der 

Disziplinarkommission mitzuteilen, die über die Dienstenthebung zu 

entscheiden hat. Die vorläufige Dienstenthebung endet mit dem Tag, 

an dem diese Entscheidung dem Betroffenen zugestellt wird. Ist 
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jedoch ein Disziplinarverfahren bei der Disziplinarkommission 

(Disziplinaroberkarmission) bereits anhängig, so hat diese bei 

Vorliegen der im Abs. 1 genannten Voraussetzungen die Dienstenthe­

bung zu verfügen. 

(5) Jede durch Beschluß der Disziplinarkcmnission (Diszipli-
\ 

naroberkarmission) verfügte Dienstenthebung hat für deren Dauer 

die Kürzung des lvbnatsbezuges - unter Ausschluß der Haushaltszula­

ge - auf zwei Drittel zur Folge. Die Disziplinarkammission (Diszi­

plinaroberkammission) kann auf Antrag des Betroffenen, des Diszi­

plinaranwal tes oder von Amts wegen die Kürzung vermindern oder 

aufheben, wenn und soweit dies zur Aufrechterhaltung des notwendi­

gen Lebensunterhaltes des Soldaten und seiner Familienangehörigen, 

für die er sorgepflichtig ist, upbedingt erforderlich ist. 

(6) Tritt in den Umständen, die für eine Verminderung oder 

Aufhebung der Bezugskürzung nach Abs. 5 maßgebend waren, während 

der Dienstenthebung eine wesentliche Änderung ein, so ist die 

Bezugskürzung 

1. auf Antrag des VaTI Dienst Enthobenen, 

2. auf Antrag des Disziplinaranwaltes oder 

3. von Amts wegen 

von d.er Disziplinarkornnission (Disziplinaroberkcmnission), bei der 

das Disziplinarverfahren anhängig ist, aufzuheben oder abzuändern. 

Wird die Bezugskürzung auf Antrag des VaTI Dienst Enthobenen vermin­

dert oder aufgehoben, so wird diese Verfügung mit dem Tage der 

Antragstellung wirksam. 

(7) Die Dienstenthebung endet spätestens mit dem rechtskräfti­

gen Abschluß des Disziplinarverfahrens. Fallen die Umstände, die 

für die Dienstenthebung maßgebend gewesen sind, vorher weg, so ist 

die Dienstenthebung von der Disziplinarkamrnission (Disziplinarober­

kommission), bei der das Disziplinarverfahren anhängig ist, unver­

züglich aufzuheben. 
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(8) Berufungen gegen eine Dienstenthebung oder gegen eine Ent­

scheidung über die Venninderung (Aufhebung) der Bezugskürzung 

haben keine aufschiebende Wirkung. Uber die Berufung hat die im 

Instanzenzug übergeordnete Disziplinaroberkonmission ohne mündli­

che Verhandlung zu entscheiden. Im Verfahren über die Dienstenthe­

bung und die Bezugskürzung kommt dem Disziplinaranwalt Parteistel­

lung zu." 

9. Dem § 40 wird folgender Abs. 13 angefügt: 

.. (13) Die Kürzung des l-bnatsbezuges eines Soldaten, der dem 

Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehört, wird -

abgesehen von den im § 13 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. 

Nr. 54, geregelten Fällen - auch dann endgültig, wenn über ihn 

eine Disziplinarhaft verhängt wurde." 

10. Im § 41 Abs. 1 werden die v.brte "im Verdacht einer Pflichtverlet­

zung steht" durch die Worte "bei e;iner Pflichtverletzung auf fri­

scher Tat betreten wird" ersetzt. 

11. Im § 41 Abs. 5 wird die Zahl "48" jeweils durch die Zahl "24" er­

setzt. 

12. Dem § 41 werden folgende Abs. 7 bis 9 angefügt: 

"(7) Der FestgenOIItrene ist ehestens, wenn möglich bereits bei 

seiner Festna.hrre, über die Gründe seiner Festnahme und die gegen 

ihn erhobenen Anschuldigungen zu unterrichten. Auf sein Verlangen 

ist ohne unnötigen Aufschub und nach seiner Wahl ein Angehöriger 

oder eine sonstige Person seines Vertrauens sowie ein Rechtsbei­

stand von der Festna.hrre zu verständigen. 
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(8) Der Festgenommene hat das Recht, eine Entscheidung über die 

Rechtrnäßigkeit der vorläufigen Festnahme zu beantragen. Ein derar­

tiger Antrag ist schriftlich entweder auf dem Dienstweg einzubrin­

gen und unverzüglich an das zuständige Haftprüfungsorgan ~~iterzu­

leiten oder unmittelbar bei diesem einzubringen. 

(9) Das Haftprüfungsorgan hat die Rechtmäßigkeit der vorläufi­

gen Festnahne zu überprüfen und hierüber zu entscheiden (§ 17 

Abs. 1 Z 1). Für das Verfahren gelten die Bestirrrnungen über das 

Kcmnandantenverfahren. " 

13. Im § 42 wird folgende Z 4 eingefügt: 

"4. die Disziplinarhaft," 

14. Der § 45 Abs. 3 lautet: 

.. (3) Die Disziplinarhaft darf nur verhängt werden, wenn der Be­

schuldigte 

1. eine Pflichtverletzung begangen hat, die zugleich eine nach dem 

Militärstrafgesetz mit mehr als sechsrnonatiger, aber nicht mehr 

als zweijähriger Freiheitsstrafe bedrohte strafbare Handlung 

darstellt, und die unverzügliche Durchführung eines Disziplinar­

verfahrens zur Aufrechterhaltung äer Disziplin und Ordnung 

zwingend geboten erscheint oder 

2. sich vorsätzlich und rechtswidrig der Vollstreckung einer 

rechtskräftig über ihn verhängten Disziplinarstrafe entzogen 

hat." 

15. Der § 45 Abs. 6 lautet: 

11 (6) Untersteht der Bestrafte nicht einem Einheitskomnandanten, 

so sind dessen Aufgaben nach den Abs. 4 und 5 vom Disziplinarvorge­

setzten wahrzunehmen. Bei Gefahr im Verzuge obliegen diese Aufga­

ben dem Kcmnandanten der Haftwache." 
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16. Im § 45 Abs. 10 zweiter Satz werden nach den Worten "Offizier vorn 

Tag" die Worte "oder vorn Garnisonsoffizier vorn Tag" eingefügt. 

17. a) Der § 48 Z 4 lautet: 

"4. die Disziplinarhaft," 

b) Die bisherige Z 4 erhält die Bezeichnung "5". 

18. Nach § 49 wird folgender § 49 a samt Uberschrift eingefügt: 

"Disziplinarhaft 

§ 49 a. (1) Für die Disziplinarstrafe der Disziplinarhaft 

gilt der § 45. 

(2) Der § 47 ist mit der Maßgabe anzuw-enden, daß an die Stelle 

der Disziplinarhaft eine Ersatzgeldstrafe tritt, wenn die Diszipli­

narhaft bis zurn Ausscheiden aus dem Präsenz stand (§ 1 Abs. 3 des 

Wehrgesetzes 1978), längstens aber innerhalb von acht Monaten nach 

Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses nicht vollstreckt werden 

kann. Für die Bemessung der Ersatzgeldstrafe gilt die Bemessungs­

grundlage nach § 49 Abs. 2." 

19. Der § 55 Z 3 lautet: 

" 3. Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhäl t­

nisses angehören, wenn Venveis, Geldbuße oder Disziplinar­

haft erforderlich ist," 
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20. Der § 56 lautet: 

n§ 56. (1) Zur Entscheidung über Pflichtverletzungen von 

Soldaten sind zuständig: 

1. in erster Instanz 
~ 

a) der Einheitskarmandant für den Verweis, die Geldbuße, 

ein Ausgangsverbot bis zu sieben Tagen oder eine Diszi­

plinarhaft bis zu drei Tagen, 

b) der Disziplinarvorgesetzte für alle Strafen nach Maßga­

be des § 55, 

2. in zweiter Instanz 

a) w~U1 der Disziplinarvorgesetzte eine Disziplinarhaft 

verhängt hat, das Haftprüfungsorgan, 

b) in den übrigen Fällen der nächsthöhere Vorgesetzte nach 

~ßßgabe des § 55. 

(2) Erachtet der Einheitskommandant die ihm zur Verfügung ste­

hende Strafbefugnis für zu gering, so hat er dem Disziplinarvorge­

setzten Meldung zu erstatten. In diesem Falle hat der Disziplinar­

vorgesetzte 

1. das Disziplinarverfahren selbst durchzuführen, 

2. den Einhei tskcmnandanten mit der Durchführung des Diszipli­

narverfahrens zu beauftragen, wenn dies einer raschen, spar­

sarren, wirtschaftlichen und zweckmäßigen Verfolgung einer 

Pflichtverletzung dient, oder 

3. wenn er bei Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines 

Dienstverhältnisses angehören, eine Geldstrafe, die Entlas­

sung oder die Degradierung für erforderlich erachtet, die 

Disziplinaranzeige zu erstatten. 

Im Falle eines Einspruches gegen die Entscheidung des Einhei tskan­

mandanten, mit der eine Disziplinarhaft verhängt wurde, hat der 

Disziplinarvorgesetzte das Disziplinarverfahren in erster Instanz 

durchzuführen. 
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(3) Erachtet der Bundesminister für Landesverteidigung als 

Disziplinarbehörde die Verhängung einer Disziplinarhaft für erfor­

derlich, so hat er die Disziplinarsache an das zuständige Haftprü­

fungsorgan abzutreten. 

(4) Zur Entscheidung über Pflichtverletzungen von Wehrpflichti­

gen des Miliz- und des Reservestandes sind zuständig: 

1. in erster Instanz der Disziplinarvorgesetzte , 

2. in zweiter Instanz der nächsthöhere Vorgesetzte." 

21. Im § 58 Abs. 3 Z 5 wird die Zitierung "§ 56 Abs. 3" durch "§ 56 

Abs. 2" ersetzt. 

22. a) Im § 66 Z 2 wird nach den Worten "nicht übemehrren dürfen" der 

Beistrich durch einen Punkt ersetzt. 

b) Der § 66 Z 3 entfällt. 

23. Der § 69 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Die Senate haben mit St:i.rnrnenrrerIheit zu entscheiden; die Diszipli­

narstrafen der Entlassung, der Degradierung und des Verlustes 

aller aus dem Dienstverhältnis fließenden Rechte und Ansprüch: 

dürfen jedoch nur einstimnig verhängt werden." 

24. Dem § 74 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

" (4) Erachtet die Disz iplinaroberkcmniss ion die Verhängung 

einer Disziplinarhaft für erforderlich, so hat sie die Berufung an 

das zuständige Haftprüfungsorgan abzutreten. Der Beschluß auf 

Abtretung bedarf keiner Begründung. Gegen einen solchen Beschluß 

ist kein Rechtsmittel zulässig. Für das Verfahren vor dem Haftprü­

fungsorgan gelten die Bestirrmungen über das Karmandantenverfahren." 
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25. Im § 77 Abs. 1 wird der Beistrich nach dem Wort "Ersatzgeldstra­

fen" durch das Wort "und" ersetzt. Die Worte "und ein Ersatzan­

spruch nach § 29 Abs. 2" entfallen. 

26. a) Dem § 80 Abs. 2 wird folgende Z 4 angefügt: 

1 

"4. Die Disziplinarhaft und der Disziplinararrest dürfen nur 

bei besonderer Schwere der Pflichtverletzung oder bei 

Pflichtverletzungen, die unter besonders erschwerenden 

Umständen begangen wurden, verhängt werden; die besonderen 

Voraussetzungen nach § 45 Abs. 3 gelten nicht." 

b) Der § 80 Abs. 4 lautet: 

" (4) Die strengste Disziplinarstrafe , die ül::er Soldaten im 

abgekürzten Verfahren verhängt werden darf, ist ein Ausgangsver­

bot für sieben Tage." 

c) (Verfassungsbestimmmg) Der § 80 Abs. 5 bis 7 lautet: 

"(5) (Verfassungsbestimmmg) Uber die Pflichtverletzungen 

aller Soldaten ist im Koomandantenverfahren zu entscheiden. Zur 

Entscheidung ist in allen Fällen in erster Instanz der Einheits­

karmandant, in zweiter Instanz der Disziplinarvorgesetzte, für 

die Degradierung von Offizieren jedoch in erster Instanz der 

Disziplinarvorgesetzte, in zweiter Instanz der nächsthöhere 

Vorgesetzte zuständig. 

(6) (Verfassungsbestirmn.mg) Von den Verfahrensvorschriften 

darf insoweit abgewichen werden, als deren Einhaltung infolge 

der besonderen Verhältnisse des Einsatzes nicht ohne Beeinträch­

tigung des Einsatzzweckes möglich und eine unverzügliche diszi­

plinäre Ahndung im Interesse der Au frechterha 1 tung der Diszi­

plin geboten ist. Dem Beschuldigten ist jedenfalls vor Verhän­

gung einer Disziplinarstrafe zumindest einmal Gelegenhei t zu 
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geben, sich zu den gegen ihn erhobenen Vorwürfen zu äußern. Ein 

Al:xYeichen von der Eestimnung des § 36 Abs. 3 ist unzulässig. 

(7) (Ver fassungste stimnung) Die Verteidigung im Einsatz 

(Abs. 1) ist nur durch einen Soldaten aus dem örtlichen Zustän­

digkeitstereich der DisziplinarbehÖrde zulässig. Dies gilt auch 

für die Vorbereitung eines Einsatzes, für einsatzähnliche tlbun­

gen sowie während des Auslandsaufenthaltes von Soldaten, die 

einer nach dem Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr. 173/1965 zur 

Hilfeleistung entsandten Einheit angehören." 

d) Die bisherigen Abs. 7 und 8 erhalten die Eezeichnung "8" und 

119 11
• 

e) Der bisherige Abs. 9 erhält die Eezeichnung "10"; ihm werden 

folgende Sätze angefügt: 

"Disziplinarverfahren, die vor Eeginn einer einsatzähnlichen 

Ubung (Abs. 7) eingeleitet wurden, sind für die Dauer dieser 

tlbung zu unterbrechen. Eei Disziplinarverfahren, die sich über 

das tlbungsende hinaus erstrecken, gilt hinsichtlich der Vertei­

digung mit Eeendigung der tlbung der § 29." 

27. Der § 81 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Bestimnungen dieses Bundesgesetzes sind auch auf 

1. zeitverpflichtete Soldaten und 

2. Personen, die nach § 12 des Wehrgesetzes 1978 in der Fassung 

der Kundmachung BGBl. Nr. 150 in einer Offiziersfunktion 

verwendet werden, 

anzuwenden. Diese Personen sind den Soldaten, die dem Bundesheer 

auf Grund eines Dienstverhältnisses angehören, gleich zu halten." 
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28. Dem § 81 werden folgende Abs. 9 und 10 angefügt: 

"(9) Uber Soldaten, die nicht Grundwehrdienst leisten, darf 

eine Disziplinarhaft nur wegen Pflichtverletzungen verhängt wer­

den, deren Begehung nach dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 

8GB1. Nr. xxx/1989 beendet wurde. 

(10) Auf Kürzungen des Monatsbezuges, die gemäß § 40 Abs. 5 vor 

dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 13GB1. Nr. xxx/1989 verfügt 

worden sind, ist der § 13 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 in der 

vor dem 1. Dezember 1987 geltenden Fassung anzuwenden." 

29. Der § 81 a erhält die Uberschrift "Verweisungen auf andere Bundes­

gesetze" • 

30. Dem § 82 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt: 

" (6) Die Funktionsperiode der im zeitpunkt des Inkrafttretens 

des Bundesgesetzes BGB1. Nr. xxx/1989 bestellten r.ütglieder der 

Disziplinarkammissionen, Disziplinaranwälte und Schriftführer 

dauert bis 31. Dezember 1995. Die Funktionsr:eriode der nach dem 

Heeresdisziplinargesetz 1985 in der vor dem Inkrafttreten des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1989 geltenden Fassung bestellten 

Haftprüfungsorgane endet mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset­

zes. Die erste Funktionsr:eriode der auf Grund des Heeresdiszipli­

nargesetzes 1985 in der Fassung des Bundesgesetzes 8GB1. 

Nr. xxx/1989 bestellten Haftprüfungsorgane dauert bis 31. Dezember 

1995. 

(7) Die Auf teilung der Geschäfte unter den Haftprüfungsorganen 

und die Vertretung nach § 17 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundes­

gesetzes 8GB1. Nr. xxx/1989 sind erstmalig für die Zeit van In­

krafttreten dieses Bundesgesetzes bis zum 31. Dezember 1989 zu 

bestinrcen." 
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31. Der § 83 lautet: 

"§ 83. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der 

Bundesminister für Landesverteidigung betraut." 

Artikel II 

(1) (Verfassungsbestinmmg) Die VerfassungsbestiImumg des Art. I 

Z 25 lit. c (§ 80 Abs. 5 bis 7) tritt mit xx. xxxx 1989 in Kraft. 

(2) Die Ubrigen BestiImumgen dieses Bundesgesetzes treten eben­

falls mit dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt in Kraft. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt die Verord­

nung über die Zuständigkeit von Haftprüfungsorganen im Militärkarnrrando­

bereich Niederösterreich, 8GBl. Nr. 443/1985, außer Kraft. 

(4) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits 

von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Sie dür­

fen jedoch frühestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesge­

setzes in Kraft treten. 

(5) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesmini­

ster für Landesverteidigung betraut. 
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• 
VORBLATT 

Problem: 

- Aufhebung des § 29 Abs. 1 letzter Satz HDG (Beschränkung der zur 
\ 

Verteidigung zugelassenen Personen im Karmandantenverfahren) und 

des § 42 Z 4 HDG (Disziplinarhaft für Wehrpflichtige, die den Grund­

wehrdienst leisten) 

- Neue Verfassungsrechtslage auf Grund des Bundesverfassungsgesetzes 

über den Schutz der persönlichen Freihei t 

- Änderung der Bestirrrnungen des BOG 1979 über die Dienstenthebung auf 

Grund eines Erkermtnisses des Verfassungsgerichtshofes 

Zielsetzung: 

- Neuregelung der Disziplinarstrafen und der Verteidigung unter Be­

dachtna.hrre auf die Judikatur des Verfassungsgerichtshofes und der 

Europäischen Menschenrechtsbehörden 

- Anpassung des HDG an die ab 1. Jänner 1991 auf Grund des Bundesver­

fassungsgesetzes über den Schutz der persönlichen Freiheit gegebene 

Verfassungsrechtslage 

- Angleichung der Bestirrrnungen des HDG über die Dienstenthebung an 

die Suspendierungsregelung des BOG 1979 

- Ergänzungen und Anpassungen entsprechend praktischen Erfahrungen 

und Erfordernissen 

Inhalt: 

- Neugestaltung der Rechtsstellung der Haftprüfungsorgane (§§ 17 und 

19) 

Zulassung eines Rechtsanwal tes bzw. eines Verteidigers in Strafsa­

chen zur Verteidigung in allen Verfahrensarten (§ 29) 

- Einführung der zwingenden Rechtsfolge der Kürzung des M:::>natsl:ezuges 

nach verfügter Dienstenthebung (§ 40) 
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Neufassung der Voraussetzungen für eine vorläufige Festnahrre bei 

Betreten auf frischer Tat (§ 41) 
_ Einschränkungen der voraussetzungen für die Verhängung einer Diszi-

plinarhaft (§ 45) 
_ Normierung der Disziplinarstrafe der Disziplinarhaft für alle Solda-

tenkategorien (§ 48) 
_ Verfassungsrechtliche Absicherung des Disziplinarrechts im Einsatz, 

Sonderregelung für die verteidigung im Einsatz, bei der Vorberei­

tung eines Einsatzes und bei einsatzähnlichen übungen (§ 80) 

Kosten: 

Schaffung von vier zusätzlichen planstellen im Wirkungsbereich des 

Bundesministeriums für Landesverteidigung . 

172/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)20 von 61

www.parlament.gv.at



Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

, Der Verfassungsgerichtshof hat mit ~Erkenntnis van 2. Dezember 1987, 

G 161,162,201/87-8, den § 29 Abs. 1 letzter Satz und den § 42 Z 4 des 

Heeresdisziplinargesetzes 1985, BGBl. Nr. 294, als verfassungswidrig 

aufgehoben. Die Aufhebung wurde im Bundesgesetzblatt unter der 

Nr. 23/1988 kundgemacht und trat mit Ablauf des 30. November 1988 in 

Kraft. 

In dem genannten Erkenntnis erschien dem Verfassungsgerichtshof der im 

§ 29 Abs. 1 letzter Satz HDG nonnierte Ausschluß eines Rechtsanwalts 

bzw. Verteidigers in Strafsachen von der Verteidigung Wehrpflichtiger, 

die Grundwehrdienst leisten, im Kc.mnandantenverfahren als dem Gleich­

heitsgebot des Art. 7 B-VG widersprechend. Er fügte jedoch ausdrück­

lich hinzu, daß diese Beurteilung nicht die Aussage mitmnfaßt, das 

B-VG stehe einem gesetzlichen Verbot der Beiziehung eines Rechtsan­

walts als Verteidiger in Disziplinarfällen unter allen denkbaren Bedin­

gungen und Voraussetzungen entgegen. Ferner erschien dem verfassungsge­

richtshof die allein für Wehrpflichtige im Grundwehrdienst vorgesehene 

Disziplinarstrafe der Disziplinarhaft im Verhältnis zu dem für andere 

Gruppen von Soldaten geltenden Strafkatalog als gleichheitswidrig. 

Durch die vorgesehene Novellierung des Heeresdisziplinargesetzes 1985 

soll diesem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes in einer der Ver­

fassungsrechtslage und den militärischen Erfordernissen entsprechenden 

Weise Rechnung getragen werden. Dabei wird auch auf die jüngste Judika­

tur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte hinsichtlich der 

Qualität der für die Verhängung von freiheitsentziehenden Strafen 

zuständigen Organe im Sinne des Art. 6 Abs. 1 MRK Bedacht genamen. 
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Es hat sich auch als notwendig erwiesen, die Bestimmungen des Heeres­

disziplinargesetzes 1985 über die Dienstenthebung an die durch Art. V 

des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 237/1987 neugestaltete Regelung der Sus­

pendierung im Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 anzupassen. Diese Ände­

rung im Bereich des Dienstrechts erfolgte im Hinblick auf das Erkennt­

nis des Verfassungsgerichtshofes von 3. Dezember 1986, Zl. G 88/86-8. 

Schließlich soll in dieser Novelle auf das vorgesehene Bundesverfas­

sungsgesetz über den Schutz der persönlichen Freiheit (134 und 667 der 

Beilagen XVII. GP) Bedacht genamen werden. Entsprechend den Ausführun­

gen im Bericht des verfassungsausschusses des Nationalrates zu Art. 3 

dieser Regierungsvorlage· ist eine verfassungsrechtliche Absicherung 

der für die Handhabung des Heeresdisziplinarrechts im Einsatzfall 

geltenden Sonderbestirnrnungen des Heeresdisziplinargesetzes 1985 (§ 80) 

vorgesehen. Auch die notwendigen Anpassungen der Bestimnungen des HCG 

über die vorläufige Festnahne an die mit dem erwähnten Bundesverfas­

sungsgesetz vorgesehene neue Grundrechtslage ist Gegenstand dieser 

Novelle. 

Im übrigen erhält der Entwurf noch einzelne Änderungen, die auf Grund 

praktischer Erfahrungen im Interesse einer zv.>eckmäßigen Vollziehung 

vorgesehen sind. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes er­

gibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 15 und 16 B-VG ("militärische Angelegen­

hei ten 11 und "Dienstrecht der Bundesbediensteten ") • 

11. Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 (Titel): 

Im Hinblick auf den durch das Wehrrechtsänderungsgesetz 1988, BGBl. 

Nr. 342, eingeführten Milizstand bedarf der Titel des Heeresdiszipli­

nargesetzes 1985 einer entsprechenden Ergänzung. 
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Zu Art. I Z 2, 3, 7, 20, 21 und 24 (§ 17, § 19 Abs. 1, § 39, § 56, 

§ 58 Abs. 3 und § 74 Abs. 4): 

Wie im Allgemeinen Teil erwähnt wurde, soll der Judikatur des Europäi­

schen Gerichtshofes für fv2nschenrechte hinsichtlich der Unabhängigkeit 

der als Tribunale im Sinne des Art. 6 Abs. 1 MRK vorgesehenen Haftprü-

, fungsorgane Rechnung getragen -werden. Zwar ist nach dieser Judikatur 

eine sogenannte "MischvenJendung" von Beamten grundsätzlich nicht 

ausgeschlossen, im Falle der Mischverwendung in einer Behörde, die in 

Strafsachen einzuschreiten hat, ist allerdings ein strikter Maßstab 

hinsichtlich der Unabhängigkeit anzulegen. Um daher jeglichen Anschein 

des Fehlens einer solchen Unabhängigkeit zu verneiden, soll im § 17 

Abs. 3 letzter Satz normiert werden, daß die zu Haftprüfungsorganen 

bestellten Bediensteten nur insofern mit anderen Aufgaben betraut 

werden dürfen, als sie bei der Besorgung dieser anderen Aufgaben wei­

sungsfrei gestellt und daher selbständig und unabhängig sind. Die 

Haftprüfungsorgane sollen durch den Bundesminister für landesverteidi­

gung für die Dauer von sechs Jahren zu bestellen sein. Diese Funktions­

dauer ist im Sinne der Stellung als unabhängiges Organ gelegen und 

auch für die Hitglieder der Disziplinarkcmni.ssionen (§ 19 Abs. 1) 

vorgesehen. 

Um die Unabhängigkei t der Haftprüfungsorgane in jeder Hinsicht zu 

gewährleisten, ist auch der Entfall der bisherigen Regelung über das 

Ruhen der Funktion vorgesehen. 

Da im Hinblick auf das erwähnte Erkenntnis des verfassungsgerichtsh0-

fes die Disziplinarhaft künftig für alle, Soldaten vorgesehen -werden 

soll (vgl. die Erläuterungen zu Art. I Z 13 bis 19), bedarf es einer 

Neugestaltung der Rechtsstellung der Haftprüfungsorgane , insbesondere 

einer entsprechenden ~i terung ihrer Zuständigkei t. Für den Fall der 

Verhängung einer Disziplinarhaft durch eine Disziplinarbehörde , gegen 

deren Entscheidung kein Rechtszug an ein unabhängiges Organ besteht, 

soll diese Behörde zur Abtretung der Disziplinarsache an das Haftprü­

fungsorgan verpflichtet sein (§ 56 Abs. 3 bzw. § 74 Abs. 4). Es han­

delt sich dabei um die Fälle einer Zuständigkeit des Bundesministers 
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für Landesverteidigung zur Verhängung einer Disziplinarhaft in erster 

Instanz oder zur Entscheidung über eine Berufung gegen die Verhängung 

dieser Strafe bzw. um die Zuständigkeit einer Disziplinaroberkommissi­

on zur Entscheidung über eine derartige Berufung. Die Abtretung durch 

den Bundesminister für La.ndesverteidigung, die im Kcmnandantenverfah­

ren erfolgt, hat - wie der Verwaltungsgerichtshof in seinen Erkenntnis­

sen van 13. November 1985, Zl. 84/09/0151,0152, und van 30. Dezember 

1986, Slg. 12364A, hinsichtlich der vergleichbaren unterbrechung des 

Verfahrens festgestellt hat - nicht Bescheidcharakter. Das Haftprü­

fungsorgan hat in den von diesen Disziplinarbehörden abgetretenen 

Disziplinarsachen endgültig zu entscheiden; es darf auch eine mildere 

Disziplinarstrafe als die Disziplinarhaft , jedoch nicht die Entlas­

sung, unfähigkeit zur Beförderung oder Degradierung verhängen. 

Im Sinne des Art. 5 Abs. 4 MRK soll das Haftprüfungsorgan künftig auch 

zur Uberprüfung der Rechtmäßigkeit einer vorläufigen Festnahrre zustän­

dig sein (§ 17 Abs. 1 Z 1 - vgl. auch die Erläuterungen zu Art. I Z 10 

bis 12). 

Im Rahnen der Neugestaltung der Rechtsstellung des Haftprüfungsorgans 

entsprechen die Regelungen über die Bestellungshindernisse und das 

Enden der Funktion des Haftprüfungsorganes weitgehend den bisher gel­

tenden Bestirrmungen. Sofern ein Haftprüfungsorgan in einem Disziplinar­

verfahren in anderer Funktion, etwa als Mitglied einer Disziplinarkan­

mission oder als zeuge, mi tgewirkt hat, soll es van Verfahren ausge­

schlossen sein. Eine frühere Mitwirkung des Haftprüfungsorgans in 

dieser Funktion karmt nur dann in Betracht, wenn ein Verfahren auf 

Grund der Aufhebung eines Disziplinarerkenntnisses durch den Verfas­

sungsgerichtshof oder den Verwaltungsgerichtshof neuerlich durchzufüh­

ren ist. Da es für diesen Fall keiner Ausschlußregelung bedarf, gilt 

die vorgesehene Bestimmmg nur hinsichtlich einer Mitwirkung "in ande­

rer Funktion" (§ 17 Abs. 6). 

Der Sitz der einzelnen Haftprüfungsorgane sowie die Geschäftsvertei­

lung und die Vertretung im Verhinderungs-, Ausschluß- und kurzfristi­

gen Vakanzfall sollen im Wege einer Verordnung des Bundesministers für 
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landesverteidigmlg zu bestirmen sein. Als Verhimerung, die eine Ver­

tretung des Haftprüfungsorgans bedingt., kcmnt ua. auch die leistung 

eines Präsenzdienstes in Betracht. 

Die Erweiterung des Strafkatalcx;es für Soldaten, die nicht Grundwehr­

dienst leisten, um die Disziplinarhaft erfordert auch eine entsprechen-
1 

de Ergänzung der Zuständigkeitsregelung für das Karmandantenverfahren 

(§ 56). Die im Entwurf vorgesehenen Bestimnungen entsprechen der bis­

her für die Soldaten im Grundwehrdienst geltenden Zuständigkeitsrege­

lung. 

Auf Grund von Erfahrungen in der Praxis soll es ausnahmsweise auch 

I1'Öglich sein, eine Disziplinarsache, die van Einheitskorcrrandanten 

wegen zu geringer Strafbefugnis beim Disziplinarvorgesetzten anhängig 

gemacht worden ist, wieder dem Einhei tskorcrrandanten zu übertragen, 

wenn dies der Verfahrensökonanie dient (§ 56 Abs. 2 Z 2). Eine solche 

Ubertragung kann de facto auch schon nach der bisherigen Rechtslage im 

wege einer Entscheidung des Disziplinarvorgesetzten über einen Zustän­

digkei tsstrei t mit dem Einhei tskarmandanten bewirkt werden; die vorge­

sehene Neufassung stellt daher diesbezüglich lediglich eine KlarsteI­

lung dar. Durch eine solche Ubertragmlg wird der dem Einheitskorcrrandan­

ten zur Verfügung stehende Strafrahmen nicht erweitert. Die Neufassung 

des § 56 erfordert eine Zitierungsanpassung im § 58 Abs. 3 Z 5. 

Zu Art. I Z 4 (§ 20 Abs. 5): 

Im Interesse der Verwaltungsökonanie soll durch die Neufassung der Z 2 

und den Entfall der Z 3 der für die Funktion als Senatsvorsitzender in 

Betracht kommende Personenkreis - ebenso wie schon bisher hinsichtlich 

der Disziplinaroberkomrnission für Offiziere - um Offiziere der Dienst­

klasse VII erweitert werden. 
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Zu Art. I Z 5, 6, 22, 25 l.U'ld 26 lit. c (§ 29, § 38 Abs. 2 und 3, 

§ 66, § 77 Abs. 1 und § 80 Abs. 7): 

Im Hinblick auf das im Allgerreinen Teil zitierte Erkermtnis des Verfas­

sungsgerichtshofes van 2. Dezember 1987 soll die Beiziehung eines 

Rechtsanwaltes oder eines Verteidigers in Strafsachen grundsätzlich in 

jedem Disziplinarverfahren zulässig sein (§ 29). Die außergewöhnlichen 

Verhältnisse, die unter den besonderen Bedingungen und Voraussetzungen 

eines militärischen Einsatzes nach § 2 Abs. 1 lit. a, b oder d des 

Wehrgesetzes 1978, dessen Vorbereitung sowie einsatzähnlicher Ubungen 

bestehen, machen allerdings eine Beschränkung der Zulassung von Vertei­

digern im Disziplinarverfahren notwendig, um den Zweck der erforderli­

chen militärischen Maßnahrren und damit die Erfüllung der verfassungsge­

setzlichen Aufgaben des Bundesheeres nicht zu gefährden (§ 80 Abs. 7). 

Wie der Verfassungsgerichtshof ausdrücklich festgestellt hat, steht 

eine solche Beschränkung unter bestirrmten Bedingungen und Voraussetzun­

gen durchaus im Einklang mit dem B-VG. Dies trifft im besonderen unter 

den erwähnten militärischen Einsatzbedingungen zu (vgl. die Erläuterun­

gen zu Art. I Z 26). 

Im Zusannenhang rrit der auf Grund der neuen Regelung ül::er die Verteidi­

gung notwendigen Anpassung der Bestirrmungen ül::er die Kosten des Diszi­

plinarverfahrens soll auch eine Regelung der Reisekosten für Beschul­

digte vorgesehen werden, die Wehrpflichtige des Miliz- oder des Reser­

vestandes sind (§ 38 Abs. 2 und 3). 

Zu Art. I Z 7 (§ 39): 

Siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 2. 

Zu Art. I Z 8, 9 und 28 (§ 40 Abs. 4 bis 8 und Abs. 13, § 81 

Abs. 10): 

Entsprechend der durch Art. V des Bundesgesetzes BGBL Nr. 237/1987 

erfolgten Novellierung der Suspendierungsregelung im Beamten-Dienst­

rechtsgesetz 1979 soll nunmehr auch für den Bereich des Heeresdiszipli-
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narrechts vorgesehen werden, daß jede von einer Disziplinarkammission 

oder Disziplinaroberkcmnission verfügte Dienstenthebung mit der Kür­

zung des MJnatsbezuges - unter Ausschluß der Haushaltszulage - auf 

zwei Drittel verbunden ist. Diese Kürzung kann jedoch unter bestimnten 

Voraussetzungen vermindert oder aufgehoben werden. Die im Heeresdiszi­

plinargesetz 1985 schon bisher enthaltene Regelung für den Fall einer 
i 

. Änderung der für die Bezugskürzung ursprünglich maßgebenden Unstände 

soll beibehalten werden (§ 40 Abs. 6). 

Nach § 13 Abs. 1 Z 2 des Gehaltsgesetzes 1956 ist mit der Verhängung 

einer strengeren Disziplinarstrafe als der Geldbuße (nach dem Beamten­

Dienstrechtsgesetz 1979) die endgültige Kürzung des MJnatsbezuges 

verbunden. Zu solchen Disziplinarstrafen zählt nunrrehr für Soldaten, 

die in einern öffentlich-rechtlichen, Dienstverhältnis stehen, auch die 

Disziplinarhaft (§ 48 Z 4 und § 49 a). Durch die als § 40 Abs. 13 

vorgesehene Bestirmrung wird diesem Unstand für den Anwendungsbereich 

des Heeresdisziplinargesetzes 1985 Rechnung getragen. 

Die im § 81 Abs. 10 vorgesehene tlbergangsbestinmung hinsichtlich der 

Kürzung des t-bnatsbezuges im Falle der Dienstenthebung entspricht der 

gleichartigen Regelung des Art. XI des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr. 237/1978 im Dienstrecht nach dem Bearnten-Dienstrechtsgesetz 1979. 

Zu Art. I Z 10 bis 12 (§ 41 Abs. 1, 5 und 7 bis 9): 

In tlbereinstiImrung mit dem Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes 

über den Schutz der persönlichen Freiheit (134 und 667 der Beilagen 

XVII. GP) sollen als zusätzliche Voraussetzung für eine vorläufige 

Festnahrre das Betreten auf frischer Tat nonniert und die Höchstdauer 

einer derartigen Festnahrre von bisher 48 Stunden auf 24 Stunden herab­

gesetzt werden. Ferner sollen auch die für den Bereich des Verwaltungs­

strafrechts bereits geltenden Bestimnungen über die Information eines 

Festgencmnenen sowie über die Verständigung seiner Angehörigen und 

Vertrauenspersonen in das Heeresdisziplinargesetz 1985 übernamen 

werden (vgl. § 36 Abs. 1 und 3 VStG) • 
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Wie schon zu Art. I Z 2 berrerkt wurde, kcmnt einem FestgenOIl'lIeI'len 

künftig auch ein Anspruch auf Uberprüfung der Rechtrnäßigkeit der Fest­

nahrre zu. Diese Uberprüfung ist von dem mit den erforderlichen Garan­

tien der Selbständigkeit und Unabhängigkeit ausgestatteten Haftprü­

fungsorgan vorzunehmen. 

Zu Art. I Z 13 bis 19 (§ 42 Z 4, § 45 Abs. 3, 6 und 10, § 48 Z 4, 

§ 49 a, § 55 Z 3): 

Da die Disziplinarstrafe der Disziplinarhaft zur Ahndung schwerwiegen­

der Pflichtverletzungen und damit zur Aufrechterhaltung der militäri­

schen Disziplin in bestimmten Fällen schwerwiegender Pflichtverletzun­

gen unentbehrlich erscheint, muß sie im Hinblick auf das eingangs 

erwähnte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vc:rn 2. Dezember 1987 

auf alle Soldatenkategorien ausgedehnt werden. Dabei sollen allerdings 

im Interesse einer ITÖglichst weitgehenden Zurückdrängung von Freiheits­

strafen die Voraussetzungen, unter denen eine Disziplinarhaft verhängt 

werden darf, durch eine taxative Aufzählung gegenüber der bisherigen 

Iechtslage auf lediglich zwei Tatbestände eingeschränkt werden. 

Durch den im § 45 Abs. 3 Z 1 vorgesehenen Tatbestand sollen strafge­

richtlich zu ahndende Pflichtverletzungen erfaßt werden, bei denen 

schon nach der geltenden Rechtslage (§ 5 Abs. 4 des Heeresdisziplinar­

gesetzes 1985 und § 501 Abs. 2 8tFO) das Disziplinarverfahren unverzüg­

lich durchzuführen und nicht bis zum Abschluß des strafgerichtlichen 

Verfahrens zu unterbrechen ist. 

Durch den in der Z 2 des § 45 Abs. 3 mnschriebenen Tatbestand soll im 

Interesse einer effektiven Vollziehung von Disziplinarstrafen die 

Möglichkeit geschaffen werden, auf Pflichtverletzungen, durch die sich 

ein Beschuldigter vorsätzlich und rechtswidrig einer über ihn rechts­

kräftig verhängten Disziplinarstrafe entzogen hat, mit der verhängung 

einer Disziplinarhaft reagieren zu können. 

Angesichts der verschiedentlich auch in administrativen Bereichen 

Dienst versehenden Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienst-
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verhältnisses angehören, bedarf es zur Vollziehbarkeit der die Diszi­

plinarhaft betreffenden Bestimnungen der vorgesehenen Ergänzungen in 

den Abs. 6 und 10 des § 45. 

In diesem Zusammenhang ist auch eine Regelung über die Ersatzgeldstra­

fe für Soldaten, die nicht den Grundwehrdienst leisten, erforderlich. 

'Die diesbezüglich im § 49 a Abs. 2 vorgesehene Frist von acht Monaten 

entspricht dem längsten zeitraum, der bei Soldaten im Grundwehrdienst 

für eine Ersatzgeldstrafe nach § 47 in Betracht kcmnt. 

Zu Art. I Z 20 (§ 56): 

Siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 2. 

Zu Art. I Z 21 (§ 58 Abs. 3): 

Siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 2. 

Zu Art. I Z 22 (§ 66): 

Siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 5. 

Zu Art. I Z 23 (§ 69 Abs. 1): 

Die für Berufsmilitärpersonen des Ruhestandes nach § 54 Abs. 1 Z 3 

vorgesehene Höchststrafe des Verlustes aller aus dem Dienstverhältnis 

fließenden Rechte und Ansprüche soll ebenso wie die Höchststrafen für 

Soldaten, die in einem Dienstverhältnis stehen, nur einstimnig ver­

hängt werden dürfen. 

Zu Art. I Z 24 (§ 74 Abs. 4): 

Siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 2. 
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Zu Art. I Z 25 (§ 77 Ahs. 1): 

Siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 5. 

Zu Art. I Z 26 lit. b bis e (§ 80 Ahs. 2 und Ahs. 4 bis 10): 

Anläßlich der Beratung des Entwurfes eines Bundesverfassungsgesetzes 

über den Schutz der persönlichen Freiheit hat der Verfassungsausschuß 

zu Art. 3 dieses BVG die Auffassung vertreten, "daß allfällige Fragen, 

die sich aus dem Verhältnis der Regelung des Heeresdisziplinarrechts 

über die Handhabung des Disziplinarrechts im Einsatzfall zum vorliegen­

den Art. 3 ergeben, im Rahmen einer Neufassung des Heeresdisziplinarge­

setzes 1985 zu lösen sind". 

Auf Grund der besonderen Bedingungen und Voraussetzungen eines Einsat­

zes des Bundesheeres nach § 2 Ahs. 1 li t. a oder b des Wehrgesetzes 

1978 ist es zur Gewährleistung der verfassungsgesetzlichen Aufgabener­

füllung unerläßlich, im Einsatzfall das Disziplinarverfahren in einer 

einfachen und einheitlichen Weise durchzuführen, die auch unter den 

außergewöhnlichen Verhältnissen des Einsatzes dem Regelungszweck ge­

recht wird. Das Heeresdisziplinarrecht muß daher unter dem Gesichts­

punkt der in den Art. 9 a und 79 B-VG nonnierten militärischen Schutz­

und Verteidigungsaufgabe in besonderer Weise auf die militärischen 

Erfordernisse im Bedrohungsfalle Bedacht nehmen. Diesem zwingenden 

Bedürfnis ist im § 80 HDG durch entsprechende Regelungen für die Hand­

habung des Disziplinarrechts unter den besonderen Bedingungen eines 

Einsatzes Rechnung getragen. Dazu zählen vereinfachte Verfahrens- und 

Zuständigkeitsbestirrmmgen unter Wegfall der Sonderkanpetenz der Haft­

prüfungsorgane, deren Einrichtung und Funktionsfähigkeit im Rahrcen der 

Einsatzorganisation unter den genannten Bedingungen nicht aufrecht zu 

erhalten sind. 

Da im erwähnten Einsatzfall das gesamte Spektrum der hiefür vorgesehe­

nen Disziplinarstrafen zur Verfügung stehen soll, bedarf es einer von 

§ 45 Ahs. 3 ~ichenden Regelung im § 80 Ahs. 2 Z 4 hinsichtlich der 

freiheitsentziehenden Strafen (Disziplinarhaft und Disziplinararrest). 
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Diese Strafen sollen aber auch im Einsatz nur in besonders schwerwie­

genden Fällen von Pflichtverletzungen verhängt \Verden dürfen. 

Da - wie erwähnt - Teile des § 80 nicht allen Anforderungen des vorge­

sehenen Bundesverfassungsgesetzes über den Schutz der t:ersönlichen 

Freiheit gerecht ~ können, ist es notwendig, die Handhabung des 
; 

Disziplinarrechts im Einsatzfall ohne Beeinträchtigung des Einsatzzwek-

kes auf einer verfassungsrechtlich gesicherten Grundlage zu gewährlei­

sten. Zu diesem Zwecke \Verden die entsprechenden Regelungen des § 80, 

nämlich dessen Abs. 5 bis 7, als an den erwähnten Erfordernissen für 

die Aufgabenerfüllung des Bundesheeres st:eziell orientierte Verfas­

sungsbestimnungen in den verfassungsrang gehoben. Im Interesse einer 

geschlossenen Abfolge dieser Verfassungsbestimnungen innerhalb des 

§ 80 wird dabei der bisherige Abs. 5 als neuer Abs. 4 vorgereiht. Die 

neuen Abs. 5 und 6 (bisher Abs. 4 und 6) bleiben entsprechend ihrer 

bisherigen Geltung im Wortlaut unverändert. 

Auch hinsichtlich der Verteidigung unter Bedingungen eines Einsatzes 

soll - wie schon zu Art. I Z 5 (§ 29) erwähnt wurde - die bereits bis 

zum Ablauf des 30. November 1988 geltende Rechtslage beibehalten \Ver­

den. Im Hinblick auf die Neufassung des § 29 bedarf es hiezu der Einfü­

gung des neuen Abs. 7 in den § 80. Entsprechend den besonderen Gegeben­

heiten und Erfordernissen in einem Einsatz des Bundesheeres nach § 2 

Abs. 1 lit. a oder b des Wehrgesetzes 1978, bei der Vorbereitung eines 

solchen Einsatzes, im Auslandseinsatz sowie bei Ubungen, die unter 

einsatz ähnlichen Bedingungen stattfinden, muß die Verteidigung in 

einem Disziplinarverfahren in diesen Fällen auf Soldaten aus den örtli­

chen Zuständigkeitsbereich der Disziplinarbehörde beschränkt werden, 

um schwerwiegende Auswirkungen auf den Einsatz- oder Einsatzübungs­

zweck zu verneiden. Zur Vorbereitung eines Einsatzes zählen die je­

\Veils notwendigen Bereitschafts-, Alannierungs- und Sicherungsmaßnah­

nen zur sofortigen Herstellung der Einsatzberei tschaft der Truppen 

oder zur Erhöhung ihrer Gefechtsbereitschaft~ insbesondere zählt hiezu 

auch eine angeordnete strenge bzw. volle Bereitschaft, die die not\o.len­

digen unmittelbaren Vorsorge- und Sicherungsmaßn.ahrren für einen Ein­

satz einschließt (vgl. hiezu die §§ 21 und 32 der Allgemeinen Dienst-
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vorschriften für das Bundesheer ). Einsatzälmliche Ubungen sind solche, 

bei denen das Ausbildungsziel darauf gerichtet ist, unter nöglichst 

~itgehender Annäherung an die in einem Einsatz geltenden Bedingungen 

und Voraussetzungen speziell die Fähigkeit der Truppen zur Erfüllung 

der ilmen zugeordneten Einsatzaufgaben zu erhalten und zu vertiefen. 

Der Begriff "einsatzähnliche Ubungen" ist bereits seit langer Zeit 

BestaOOteil der Rechtsordnung. Er ist in zahlreichen Rechtsvorschrif­

ten enthalten, die in den verschiedenen Rechtsbereichen die notwendi­

gen rechtlichen Kriterien für eine einwandfreie Durchführung solcher 

UWngen mit dem vorerwähnten ZWeck ennöglichen (vgl. Heeresgebührenge­

setz 1985, Schiffahrts~lizeigesetz, Allgeneine Dienstvorschriften für 

das Bundesheer ) • 

Bei Disziplinarverfahren, die vor Beginn einer einsatzähnlichen Ubung 

eingelei tet wurden oder sich über das Ubungsende hinaus erstrecken, 

soll die Beschränkung des § 80 Abs. 7 bereits vor Ubungsbeginn einge­

lei te te Disziplinarverfahren nicht erfassen und über die Ubungsdauer 

hinaus nicht wirksam sein. Zu diesem Zwecke ist im Abs. 10 (bisher 

Abs. 9) vorgesehen, daß vor Ubungsbeginn eingelei te te Verfahren für 

die Ubungsdauer zu unterbrechen sind und bei über die Ubungsdauer 

hinausgehenden Verfahren mit Beendigung der Ubung die umfassende Rege­

lung des § 29 über die Verteidigung anzuwenden ist. 

zu Art. I Z 27 (§ 81 Abs. 1): 

Da die Leistung eines freiwillig verlängerten Grundwehrdienstes infol­

ge des Zeitablaufs seit dem Wegfall dieser Präsenzdienstart auf Grund 

des Wehrrechtsänderungsgesetzes 1983 nicht nehr in Betracht karmt, ist 

§ 81 Abs. 1 Z 3 gegenstandslos und entbehrlich geworden. 

Zu Art. I Z 28 und 30 (§ 81 Ahs. 9 und 10, § 82 Ahs. 6 und 7): 

In die geltenden Ubergangsbestinmmgen des Heeresdisziplinargesetzes 

1985 (§ 81 und 82) werden jene im Rahnen der vorgesehenen Novelle 

notwendigen Ubergangsbestinmmgen eingeordnet, die sich auf die E:rwei­

terung des Anwendungsbereiches der Disziplinarstrafe Disziplinarhaft, 
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die Funktionsperioden von Organen der Disziplinarrechtspflege sowie 

die erstmalige Erlassung der Geschäftsverteilung für die Haftprüfungs­

organe beziehen. Hinsichtlich des § 81 Abs. 10 siehe die Erläuterungen 

zu Art. I Z 8. 

Zu Art. I Z 29 (§ 81 a): 

Dem § 81 a wird systercgerecht eine Uberschrift vorangestellt. 

Zu Art. I Z 30 (§ 82 Abs. 6 und 7): 

Siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 28. 

Zu Art. 11 Abs. 3: 

Durch die neue Regelung über Haftprüfungsorgane im § 17 ist der Verord­

nung BGBl. Nr. 443/1985 die Grundlage entzogen. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Neugestaltung der Rechtsstellung von Haftprüfungsorganen wird 

voraussichtlich vier zusätzliche Planstellen im Wirkungsbereich des 

Bundesministeriums für Landesverteidigung erforderlich machen. Im 

übrigen ist auf Grund dieser Novelle kein Mehraufwand zu erwarten. 
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Geltende Fassung: 

Bundesgesetz van 27. Juni 1985 über das 

Disziplinarrecht der Soldaten, I-Ehrpflichtigen 

GEGENÜBERSTELLUNG 

der Reserve und Berufsmilitärpersonen des Ruhestandes 

(Heeresdisziplinargesetz 1985 - HDG) 

S 17. (1) \~nn der Disziplinarvorgesetzte in erster Instanz Dü;zi­

plinarhaft (§ 45) verhängt hat, ist ein HaftprUfungsorgan Ilerufl.mgsin­

stanz. Der Bundesminister für Landesverteidigung hat Bedienstete aus 

dem Perscr.a1stand des Bundesministerium.c; für Landesverteidigung als 

I!aftprüfungsorgane zu bestellen. Für diese Funktionen sind rechtskundi­

ge Beamte der Ve~~ndungsgruppe A oder rechtskundige \1ertrags~lienste­

te der Entlohnur.gsgruppe a, sofern diese Beamten und Vertragsbedienste­

ten Offiziere des ~liliz- oder des Reservestandes sind, oder rechts)":un­

dige Berufsoffiziere der Vel:\\'Endungsgruppe H 1 heranzuziehen. Oie 

sonstige \'erwendung dieser Bediensteten darf nicht die ~1Cglichkeit 

einer Einflußnahrre auf ihre Tätigkeit als HaftprUfungsorgan bieten. 

(BGBl. ~r. 342/1968, Art. 111 Z 7, ab 1.7.1988) 

(2) Für die Funktion als HaftprUfungsorgan sind die im Abs. 1 be­

zeichneten Bediensteten auf drei Jahre zu bestellen. Der Zuständig­

keitsbereich eines Haftprüfungsorgans hat <ll:undsätzlich einen Hilitcr­

kcrr1l1andobereich zu umfassen. Durch Verordnung des Bundesministers für 

Landesverteidigung kann unter Berücksichtigung der militärischen Erfor-

Entwurf: 

Bundesgesetz vom 27.Juni 1985 über das 

Disziplinarrecht der SOidaten,Wehrpf1ichtigen 

des Miliz- und des Reservestandes und Berufsmilitär­

personen des Ruhestandes 

(lleeresdisziplinargesetz 1985 - HDG) 

S 17. Cl) lIaftprüfungsorgane haben in Angelegenheiten der 

vorläufigen FestnahIre und der Disziplinarhaft folgende Aufgaben 

w2hrzunehIren: 

1. Entscheidung über die Rechtmäßigkeit einer vorläufigen Fest­

MhIre, 

2. Entscheidung über Berufungen gegen eine Disziplinarhaft, die 

vo:n Disziplinarvorgesetzten verhängt wurde, 

3. Entscheidung in Disziplinarsachen, in denen die Verhängung 

einer Disziplinarhaft 

a) vom Bundesminister für Landesverteidigung als Diszipli­

narvorgesetzter oder 

b) von einer Disziplinaroberkommission 

für erforderlich erachtet wird (S 56 Abs. 3 und § 74 Abs. 4). 

In den Fällen der Z 2 und 3 kann das HaftprUfungsorgan jede für 

Soldaten nach § 42 oder § 48 vorgesehene Strafe mit Ausnahrre der 

Entlassung, Unfähigkeit zur Beförderung oder r.egradierung verhän­

gen. 

(2) Die HaftprUfungsorgane sind beim Bundesministeril.D1l für 

Lmdesverteidigung einzurichten. Durch Verordnung des Bundesmini­

sters für Landesverteidigung sind unter BerUcksichtigung der mili­

tärischen Erfordernisse, der örtlichen Gegebenheiten sowie der 

Personalstärke zu bestimmen: 
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Geltende rassung: 

dernisse, der örtlichen Gegebenheiten sowie der Personalstärke be­

stimmt werden, daß ein Haftprilfungsorgan fUr mehrere Militärkommando­

bereiche oder für Teile von Militärkarmandobereichen zusti200ig ist. 

Die Haftplilfungsorgane dürfen - abgesehen von den Fällen ces Abs. 3 -

nur in jenen Bereichen ven.oendet werden, für die sie bestellt \\'llrden. 

(3) Für jedes llaftpriifungsorgan ist für die Fälle seiner voriiberge­

henden Verhinderung, des Ruhens oder der kurz fristigen Vakanz seiner 

Funktion van Bundesminister für Landesverteidigung ein Vertreter zu 

bestellen. Im Bedarfsfall hat dieser in die Funktion des lIaftpriifungs­

organs, das zu vertreten ist, einzutreten. Dauert die Verhinderung 

(das Ruhen, die Vakanz) schon einen l-'onat, so kann ein Haftprilfungsor­

gan filr den Zeitraum bis zum Dienstantritt des verhinderten I!aftpril­

fungsorgans neu bestellt \rerden. Die Funktion dieses Haftplilfungsor­

gans endet jedoch spätestens mit J>hlauf der Bestellungsdauer des ver­

hinderten Haftprüfur~sorgans. 

(4) Ein zum Haftpriifungsorgan bestellter Bediensteter oder sein 

Vertreter darf nur mit seiner Zustinmmg versetzt \\'€rden. 

(5) Ein Bediensteter darf nicht zum Haftprüfungsorgan (Vertreter) 

bestellt werden, wenn 

1. er (vorläufig) vom Dienst enthoben (suspendiert) oder 2ußer 

Dienst gestellt ist, 

2. gegen ihn ein Disziplinarverfahren vor der Disziplinarkarmission 

eingeleitet wurde, bis zum rechtskräftigen J>bschluß dieses Ver­

fahrens, 

2 Entwurf: 

1. der Sitz des einzelnen Haftprßfungsorgans und 

2. mit l'irkung van 1. Jänner für jedes Kalenderjahr die Auftei­

lung der Geschäfte unter den Haftprüfungsorganen und die 

Vertretung d~ch ein anderes Haftprüfungsorgan in den Fällen 

einer voriibergehenden Verhinderung, eines Ausschlusses van 

Verfahren oder der kurzfristigen Vakanz der Funktion. 

Die Vemrdnung bedarf nicht der Kundmachung im Bundesgesetzblatt, 

sondern ist auf die fUr Dienstan\\'€isungen im Bundesheer übliche 

P.rt (Anschlag, mündliche Verlautbarung u. dg1.) kundzumachen. Für 

die Besorgung der Kanzleigeschäfte des Haftprßfungsorgans und 

dessen Sacherfordernisse hat die Dienststelle aufzukommen, bei der 
es seinen Sitz hat. 

(3) Der Bundesminister fUr Landesverteidigung hat die erforder­

liche Anzahl von Bediensteten aus dem Personalstand des Bundesmini­

steriull'.s für Landesverteidigung mit Wirkung vom 1. Jänner eines 

Kalenderjahres für die Dauer von sechs Jahren zu Haftprüfungsorga­

nen zu bestellen. Als Haftprilfunqsorgane sind Berufsoffiziere oder 

Offiziere des Miliz- oder des Reservestandes heranzuziehen; sie 

müssen rechtskundig sein oder über eine entsprechende dienstliche 

Erfahrung im Disziplinarwesen verfügen. Diese Bediensteten dürfen 

im Bereich des Bundesministeriums fUr Landesverteidigung nur inso­

fern mit anderen Aufgaben betraut werden, als sie bei der Besor­

gung dieser anderen Aufgaben selbständig und unabh~gig sind. 

(.J) Ein zum HaftprÜfungsorgan bestellter Bediensteter darf nur 

mit seiner Zustinmur.g versetzt l>'erden. 

(5) Ein Bediensteter darf nicht zum Haftprilfungsorgan bestellt 
v.'=!rden, \'Jenn 

1. er (vorliiufigl van Dienst enthoben (suspendiert) oder außer 

Dienst gestellt ist, 

2. gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet \\'l.lrde, bis 

zum rechtskräftigen Abschluß dieses Verfahrens, 

3. er wegen einer von A'llts \\'€gen zu verfolgenden, mit Vorsatz 
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Geltende rassung: 

3. er wegen einer von Amts ~le<Jen zu verfolgenden, mit Vorsatz began­

genen gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt 

\\urde, bis zum Zeitpunkt, ab dem über die Verurteilung nur be­

schränkte AusJ·;unft aus cem Strafregister erteilt \-lird, 

4. gegen ihn eine Disziplinarverfilgung oder ein Disziplinarerkennt­

nis ergangen ist, bis zum Ende der Vollstreckung der Disziplinar­

strafe, jedenfalls aber innerhalb von drei Jahren üb Rechtskraft 

der Disziplinarverfügung oder des Disziplinarerkenntnisses. 

(6) Die Funktion des HaftprUfungsorgans ruht 

1. \\'ährend eines bei Gericht anhängigen Strafverfahrens wegen einer 

von Amts wegen zu verfolgenden, mit Vorsatz begangenen strafba­

ren Handlung, 

2. van Zeitpunkt der Einleitung eines Disziplinarverfahrens vor der 

Disziplinarkommission bis zu dessen rechtskräftigem Abschluß, 

3. \\'ährend einer vorläufigen Dienstenthebung (vorläufigen Suspen­

dierung) oder einer Dienstenthebung (Suspendierungl, 

4. während eines Urlaubes von rrehr als drei H:maten, 

5. während der Tßistung eines Präsenzdienstes. 

(7) Die Funktion des Haftprilfungsorgans endet mit 

1. dem pblauf der Bestellungsdauer, 

2. der Außerdienststellung, 

3. der Versetzung, 

4. dem Ausscheiden aus dem Dienststand, 

5. der rechtsJr.räftigen Verhängung einer Disziplinarstrafe oder dem 

rechtskräftigen Schuldspruch ohne Verhängung einer Strafe, 

6. der rechtskräftigen Verurteilung wegen einer von Amts wegen zu 

verfolgenden, mit Vorsatz begangenen, gerichtlich strafbaren 

Handlung. 

3 Entwurf: 

begangenen, gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig 

verurteilt wurde, bis zu dem Zeitpunkt, ab dem über die 

Verurteilung nur beschränkte Auskunft aus dem Strafregister 

erteilt wird, 

4. gegen ihn eine Disziplinarverfügung oder ein Disziplinar­

erkenntnis ergangen ist, bis zum Ende der Vollstreckung der 

Disziplinarstrafe, jedenfalls aber innerhalb von drei Jahren 

ab Rechtskraft der DisziplinarverfUgung oder des Diszipli­

narerkenntnisses. 

(6) Ein HaftprUfungsorgan ist von einem Verfahren ausgeschlos­

sen, in dem es bereits in anderer Funktion mitgewirkt hat. 

(7) Die FunkÜon des Haftprilfungsorganes endet mit 

1. dem Ablauf der Bestellungsdauer , 

2. dem Ablauf von drei ~~maten einer ununterbrochenen Verhinde­

rung, ist diese vorhersehbar, bereits mit deren Beginn, 

3. der Außerdienststeilung, 

4. der Versetzung, 

5. dem Ausscheiden aus dem Dienststand, 

6. der reChtSkräftigen Verhängung einer Disziplinarstrafe oder 

dem rechtskräftigen Schuldspruch ohne Verhängung einer Stra­

fu, 

7. der rechtskräftigen Verurteilung \\~en einer von Amts wegen 

zu verfolgenden, mit Vorsatz begangenen, gerichtlich strafba­

ren Handlung. 
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Geltende Fassung: 

§ 19. (1) Die Mitglieder der Disziplinarkcmnissionen sind mit 

\';irkung vcrn 1. Jänner eines Kalenderjahres für die Dauer von drei 

Jahren zu bestellen. Im Bedarfsfalle sind jedoch die Disziplinarkenmis­

sionen auch während dieser drei Jahre durch die Bestellung von zusätz­

lichen ~litgliedern zu ergänzen. 

§ 20. (1) 

(2) 

(3) 

(4 ) 

(5) Die Disziplinarsenate fUr Offiziere nach § 18 Abs. 1 Z 2 und 3 

haben aus einem Berufsoffizier als Senatsvorsitzendem und zwei Offi­

zieren als ,,'eiteren Mitgliedern zu bestehen. Die Senatsvorsitzenden 

müssen 

1. bei den Disziplinarkcmnissionen fUr Offiziere nach § 18 Jlbs. 1 

Z 2 lit. a einer der Dienstklassen VI bis VIII, 

2. bei der Disziplinaroberkcmnisson fUr Offiziere nach § 18 lms. 1 

Z 2 lit. b einer der Dienstklassen VII bis IX und 

3. bei den Disziplinarkcmnissionen nach § 18 Abs. 1 Z 3 einc,r der 

Dienstklassen VIII oder IX 

angehören. Der Dienstgrad (Amtstitel, Verwendungsbezeichnung) eines 

,,-eiteren I>'Jitgliedes muß dem Dienstgrad (Amtstitel, Verwendungsbezeich­

nung) des Beschuldigten entsprechen. 

4 

Entwurf: 

§ 19 (1) Die Mitglieder der Disziplinarkcmnissionen sind mit Nir­

kung vom 1. Jänner eines Kalenderjahres fUr die Dauer von sechs 

Jahren zu bestellen. Im Bedarfsfalle sind jedoch die Disziplinar­

kO:rmissionen auch ,,'1!hrend dieser sechs Jahre durch die Bestellung 
von zusätzlichen Mitgliedern zu ergänzen •. 

§ 20. (1) 

(2) 

(3) 

(4 ) 

(5) Die Disziplinarsenate für Offiziere nach § 18 Fbs. 1 Z 2 und 3 

haben 2US einen Berufsoffizier als Senatsvorsitzencem und zwei Offi­

zieren als '·,eiteren· VJitgliedern zu bestehen. Die Senatsvorsitzenden 
müssen 

1. bei den Disziplinarkcmnissicnen fUr Offiziere nach § 18 J.bs. 1 

Z 2 lit. a einer der Dienstklassen VI bis VIII, 

2. bei der Disziplinarcberkcmnission für Offiziere nach § 18 

1>bs. 1 Z 2 lit. b und bei den Disziplinarkonmissionen nach 

§ 18 lms. 1 Z 3 einer der Dienstklassen VII bis IX 

angeheren. Der Dienstgrad (Amtstitel, Verwendungsbezeichnung) eines 

',eiteren l-litgliedes muß dein Dienstgrad (Amtstitel, Veß'eI1cungsbezeich­

nung) des Beschuldigten entsprechen. 
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Geltende Fassung: 

§ 29. (1) Der Beschuldigte kann sich selbst verteidigen oder durch 

1. einen Soldaten oder 

2. einen Beamten oder Vertragsbediensteten, der nicht Soldat ist, 

jel.'eils aus dem örtlichen Zustl!ndigkeitsbereich der Disziplinarbe­

hörde, verteidigen lassen, der sich durch eine schriftliche Vollm;'lcht 

ausz~isen hat. Vor der Disziplinarbehörde kann eine Vollmacht auch 

mUndlich erteilt "'erden. Eine Verteidigung durch andere Personen ist 

nicht zulässig. 

(2) Auf Verlangen des Beschuldigten ist von der Disziplinarbehörde 

aus ihrem örtlichen Zuständigkeitsbereich ein Soldat als Verteidiger 

zu bestellen. Der Bund hat den im Interesse der Verteidigung notwendi­

gen und zwecmäßigen Aufwand für diesen Verteidiger bis zum Abschluß 

des Verfahrens vorli::ufig zu tragen. Sa..Jeit dieser Auf,,!and nicht endgül­

tig vom Bund zu tragen ist (§ 38), hat der Beschuldigte dem Blmd nach 

Abschluß des Verfahrens den Aufwand zu ersetzen. 

(3) Abgesehen von dem im Abs. 2 genannten Fall sind Soldaten so.~ie 

Beamte und Vertragsbedienstete, die nicht Soldaten sind, zur IJbernahrre 

einer Verteidigung nicht verpflichtet. 

(4) &:>ldaten sowie Beamte und Vertragsbedienstete, die nicht Solca­

ten sind, dUrfen, \,,"nn sie eine Verteidigung l\!:ernennen h~n, in 

keinB~ Fall eine Belohnung annehmen und haben gegenüber de~ Beschuldig­

ten nur Anspruch auf Vergütung des im Interesse der Verteidigung not­

"'endigen und zweckmäßigen Aufwandes. 

5 Entwurf: 

§ 29. 

durch 

(1) Der Beschuldigte kann sich selbst verteidigen oder 

1. einen Soldaten, 

2. einen Hehrpflichtigen des Milizstandes , 

3. einen Beamten oder Vertragsbediensteten, der nicht Soldat 

ist, 

4. seinen zuständigen Soldatenvertreter bzw. ein Mitglied des 

fUr ihn zuständigen Organs der Personalvertretung oder 

5. einen Rechtsanwalt oder Verteidiger in Strafsachen nach 
seiner \oJahl 

verteidigen lassen, der sich durch eine schriftliche VollIMcht 

auszuvIeisen hat. Vor der Disziplinarbehörde kann eine Voillracht 

auch mUndlich erteilt werden. Die genannten Personen sind - abgese­

hen von einer Bestellung nach Abs. 2 - zur IJbernahrre einer Vertei­

digung nicht verpflichtet. 

(2) Auf Verlangen des Beschuldigten ist von der Diszipli­

narbehCi"de aus ihre.~ örtlichen Zuständigkeitsbereich ein Soldat 

als \~rteidiger zu bestellen. Dieser ist zur IJbernahme der Vertei­

digung verpflichtet. 

(3) Verteidiger nach Abs. 1 Z 1 bis 4 dürfen, wenn sie eine 

\~rteidigung übernommen haben, in keinem Fall eine Belohnung anneh­

rren und haben gegenüber dem Beschuldigten nur Anspruch auf Vergü­

tung des im Interesse der Verteidigung notwendigen und zweckmäßi­
gen Aufwandes. 
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Geltende Fassung: 

(5) Die Vertretung durch einen Verteidigel- schließt nicht aus, daß 

der Beschuldigte im eigenen Namen Erklärungen abgibt. 

(6) Der Verteidiger ist über alle ihm in dieser Eir;enschaft zuka.n­

nenden ~ütteilungen zur Versc!l\·liegenheit verpflichtet. Er ist befl.l<]t, 

alles, I.'as er zur Verteidigung des Beschuldigten für dienlich erach­

tet, vorzubringen und die gesetzlichen Verteidigungsmittel anzU!.~ndcn. 

(7) Der Vel-teidiger kann die Zeugenaussage cla.rilrer verweigern, was 

ihm in dieser Eigenschaft vom Beschuldigten anvertraut ~urde. 

(8) Die Verteidigung dUrfen nicht übernehmen: 

1. Personen, die (vorl~ufig) vom Dienst enthoben (suspendiert) sind 

oder gegen die ein strafgerichtliches Verfahren oder ein Diszi­

plinarverfahren eingeleitet ist, fUr die Dauer cer (vorläufigen) 

Dienstenthebung (Suspendierung) oder des Verfahrens, 

2. Personen I.·ilhrend der Vollstreckung einer Disziplinarstrafe, 

). Personen, die im Verfahren als Zeuge oder Sachverständiger zu 

vernel1lren sind. 

Die in den Z 1 bis) genannten Personen dUrfen auch nicht als Verteidi­

ger bestellt ~'Crden. 

6 ._ ...• _-
Entwurf: 

(4) Die Vertretung curch einen Verteidiger schließt nicht aus, 

daß der l3cschuldigte im eigenen Namen Erklärungen abgibt. 

(5) Der Verteidiger ist über alle ihn in dieser Eigenschaft 

zuko:nrencen ~ütteilungen zur Verschwiegenheit verpflichtet. Er ist 

befugt, alles, was er zur Verteidigung des Beschuldigten für dien­

lich erachtet, vorzubringen und die gesetzlichen Verteidigungsmit­

tel anzu!''eI)den. 

(G) Der Verteidiger kann die Zeugenaussage darüber verl.'Cigern, 

\,>aS ihm in dieser Eigenschaft vom Beschuldigten anvertraut I.uräe. 

(7) Die Verteidigung dUrfen nicht übernehmen: 

1. Personen, die (vorläufig) vom Dienst enthoben (suspendiert) 

sind oder gegen die ein strafgerichtliches Verfahren oder 

ein Disziplinarv'Crfahren eingeleitet ist, für die Dauer cer 

(vorläufigen) Dienstenthebung (Suspendierung) oder ces Ver­

fahrens, 

2. Personen während der Vollstreckung einer Disziplinarstrafe, 

). Personen, die im Verfahren als Zeuge oder Sachverständiger 

zu vernehrren sind, 

4. lIaftplilfungsorgane. 

Die in den Z 1 bis 4 genannten Personen cürfen auch nicht als 

Verteidiger gemäß Abs. 2 bestellt werden. 

172/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
39 von 61

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung: 

§ 38 ·(2) Reisen eines Beschuldigten, der dem Bundesheer auf Grund eines 

Dienstverhältnisses angehört, auf Grund einer Lc.cung durch eille Diszi­

plinarbeherde sind wie Dienstreisen zu behandeln. 

(3) Die aus der Beiziehung eines Verteidigers envachsenden Kosten 

sind im Verfahren gegen Soldaten, die den Grundwehrdienst (5 28 l,hs. 1 

und 3 des h'ehrge!öetzes 1978) oder im Anschluß an diesen einen außeror­

dentlichen Präsenzdienst im Falle des § 40 Jlbs. 2 des l'Ii=hrgesetzes 

5 39. Der Bestellung zum Haftprüfungsorgan, zum Hitglied einer 

Disziplinarkommission, zum Disziplinaranwalt, zum Stellvertreter eines 

Disziplinaranwaltes oder zum Schriftführer ist Folge zu leisten. 

7 - Entwurf: 

38. (2) Reisen eines Beschuldigten, der de;n Bundesheer auf Grund 

eines Dienstverhältnisses angehört, auf Grund einer Ladung durch 

eine Disziplinarbehörde sind wie Dienstreisen zu behandeln. Auf 

Feisen eines Beschuldigten, der l1ehrpflichtiger des Miliz- oder 

des Reservestandes ist, sind die für Zeugen geltenden Bestimmungen 

des Cebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBL Nr. 136, sinnge:näB anzu-

' .. 'encen. 

(3) Die aus der Beiziehung eines Vertaidigers en:achsenden 

Kosten sind vom Beschuldigten zu tragen. 

5 39. Der Bestellung zum Hitglied einer 

Disziplinarkommission, zum Disziplinaram·;alt, zum Stellvertreter eines 

Disziplinaranwaltes oder zum Schriftführer ist Folge zu leisten. 
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Geltende Fassung: 

§ 40. (4) Jede vorläufige Dienstenthebung ist unverzUglich der Disziplin­

arkommission mitzuteilen, die über die Dienstenthebung zu entscheiden 

hat. Die vorläufige Dienstenthebung endet mit dem Tag, an dem diese 

Entscheidung dem Betroffenen zugestellt wird. Ist jedoch ein Diszipli­

narverfahren bei der Disziplinarkommission bereits anhängig, so hat 

diese bei Vorliegen der im Abs. 1 genannten Voraussetzungen die Dienst­

enthebung zu verfügen. 

(51 Durch Beschluß der Disziplinarkomnission kann für die Dauer der 

Dienstenthebung die Kürzung des l>'.onatsbezuges - unter Au!öschluß der 

Haushaltszulage - unter Bedachtnat>JTe auf die cer Behörde bokannten 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des vom Dienst Enthobe­

nen bis auf zwei Drittel verfügt ~~rden. 

(6) Tritt in den Umständen, die für eine Verfügung nach lIbs. 5 

rreßc;el:'€nd ,>,aren, wiihrend der Dienstenthebung eine ~~sentliche ~.nderung 

ein, so ist die Bezugskürzung 

1. auf Antrag des vom Dienst Enthobenen, 

2. auf Antrag des Disziplinaranwaltes oder 

3. von Jlmts ,,~gen 

von der Disziplinarkommission aufzuheben oder abzuändern; im Falle der 

Z I wird diese Verfügung mit dem Tag der Antragstellung wirksam. 

(71 Die Dienstenthebung und die Bezugskürzung enden spätestens mit 

dem rechtskräftigen Abschluß des Disziplinarverfahrens. Fallen die 

Umstände, die für die Dienstenthebung maßgebend gewesen sind, vorher 

~~, so sind die Dienstenthebung und die Bezugskürzung von der Diszi­

plinarkommission, bei der das Disziplinarverfahren anhängig ist, unver­

züglich aufzuheben. 

8 
Entwurf: 

Ii 40. (41 Jede vorliiufige Diensten~g ist unverzüglich der Diszi­

plinarkcmmission mitzuteilen, die über die Dienstenthebung zu 

entscheiden hat. Die vorläufige Dienstenthebung endet mit dem Tag, 

an dem diese Entscheidung dem Betroffenen zugestellt wird. Ist 

jedoch ein Disziplinarverfahren bei der Disziplinarkcmnission 

(Disziplinaroberkc:mnissionl bereits anhli.ngig, so hat diese bei 

Vorliegen der im Abs. 1 genannten Voraussetzungen die Dienstenthe­

bung zu verfügen. 

(51 Jede durch Beschluß der Disziplinarkommission (Diszipli­

naroberko:rrniss ion I verfügte Dienstenthebung hat für deren Dauer 

die Kürzung des Nonatsbezuges - unter Ausschluß der Haushaltszula­

<je - auf 2\,'ei Drittel zur Folge. Die Disziplinarkrnmission {Diszi­

plinaroberkommissionl kann auf Pntrag des Betroffenen, des Diszi­

plinar2n~ .. altes oder von Amts wegen die Kürzung vennindern oder 

aufheben, wenn und sa..~it dies zur Aufrechterhaltung des non.-endi­

gen Lebensunterhaltes des Soldaten und seiner Familienangeh0rigen, 

für die er sorgepflichtig ist, unbedingt erforderlich ist. 

(61 Tritt in den Umständen, die für eine Venninderung oder 

Aufhebung der Bezugskürzung nach Abs. 5 maßgebend ,-:aren, wiilirend 

der Dienstenthebung eine wesentliche }1nderung ein, so ist die 

Bezug!ökürzung 

1. auf Antrag des vom Dienst Enthobenen, 

2. auf Antrag des Disziplinaram,altes oder 

3. von Amts wegen 

von der Disziplinarkcmmission (Disziplinaroberkcmmissionl, bei der 

das Disziplinarverfahren anhängig ist, aufzuheben oder abzuändern. 

I\'ird die Bezugskürzung auf Antrag des vom Dienst Enthol:'€nen vennin­

dert oder aufgehoben, so wird diese Verfllgung mit dem Tage der 

Antragsteilung wirksam. 

(7) Die Dienstenthebung endet spätestens mit d~~ rechtskräfti­

gen Abschluß des Disziplinarverfahrens. Fallen die Umstände, die 

für die Dienstenthebung maßgebend gewesen sind, vorher ~~, 50 ist 

die Dienstenthebung von der Disziplinarkommission (Disziplinar­

oberkarrnissionl, bei der das Disziplinarverfahren anh~ig ist, 

unverzüglich aufzuheben. 
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Geltende Fassune: 

(8) Berufungen gegen eine Dienstenthebung oder gegen eine I3czugskür­

zung haben keine aufschiebende \'lirkung; über die Berufung hat die im 

Instanzenzug übergeordnete Disziplinaroberkommission ohne mündliche 

Verhandlung zu entscheiden. Im Verfahren über die Dienstenthebung und 

die Bezugskürzung kommt dem Disziplinaranwalt Parteisteilung zu. 

(9) Von Dienst enthobene Soldaten sind verpflichtet, sich auf JI.nord­

nung ihres Disziplinarvorgesetzten zu bestinrnten Zeiten bei der von 

diese~ bezeichneten militärischen Dienststelle zu melden. 

(10) Auf das Verfahren über die vorläufige Dienstenthebung sind die 

I3cstimnungen über das Kcmnandantenverfahren sinngemäß anzuwenden. Tmf 

das Verfahren über die Dienstenthebung und die Ilezugskürzung sind die 

Bestimmungen über das Kommissionsverfahren sinngemäß anzuwenden. Eine 

mündliche Verhandlung ist jedoch nur durchzuführen, wenn dies im Inter­

c~se der Rasc~)Cit und Z~~ckmäßigkeit des Verfahrens gelegen ist. 

(11) Bei der Entscheidung über die Berufung gegen eine Dienstenthe­

b\!Tlg ist der § 73 des AVG 1950 mit der Maßgabe anz~~nden, daß die 

darin genannte Frist einen I~Qnat beträgt. 

(12) Auf Soldaten, die Präsenzdienst leisten, sind die Abs. 1 bis 

4, 7, 9 und 11 sinngemäß mit der ~laßgabe anzlJ1,.~nden, daß die Aufgaben 

des Disziplinarvorgesetzten van Einheitskoornaneanten und die Aufgaben 

der Disziplinarkommission van Disziplinarvorgesetzten wahrzunehm~n 

sind. Auf das Verfahren sind die Bestinrnungen über das Kcmmndantenvcr­

fahren (§§ 55 bis 63) sinngemäß anzm..enden. Eine mündliche Verhandlung 

ist jedoch nur durchzuführen,. wenn dies im Interesse der R.::lschheit und 

Z~.~kmäßigkeit des Verfahrens gelegen ist. Die Ilerufungsfrist betrJgt 

örei Tage. Berufungen gegen eine Dienstenthebung haben keine aufschie­

bende \~irkung. Uber die Berufung gegen eine Verfügung des Disziplinar­

vorgesetzten hat der nächsthöhere Vorgesetzte in letzter Instanz zu 

entscheiden. 

- 9 Entwurf: 

(8) Berufungen gegen eine Dienstenthebung oder gegen eine Ent­

scheidung über die Venninderung (AUfhebung) der Ilezugskürzung 

haben keine aufschiebende \~irkung. \Jber die Berufung hat die im 

Instanzenzug übergeordnete Disziplinaroberkommission ohne mündli­

che Verhandlung zu entscheiden. Im Verfahren über die Dienstenthe­

bung und die BezugskUrzung komnt de:n Disziplinaranwalt ParteisteI­
lung zu. 

(9) .,. 

(10) ... 

(11) .•• 

(l2) ... 

(13) Die KUrzung des ~lonatsbezuges eines Soldaten, der äe:n 

I3undesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehcrt, wird _ 

abgesehen von den im § 13 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 19!i6, BGsl. 

Nr. 54, geregelten Fällen - auch dann endgültig, ~~nn über ihn 
eine Disziplinarhaft verhängt ~urde. 

172/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
42 von 61

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung: 

§ 41. (1) Ein Soldat, der im Verdacht einer PflichtverletzunrI 

steht, ist vorläufig festzunehrren, \</enn 

1. er dem anhaltenden Organ unbekannt ist, sich nicht ausweist un,1 

seine Identität auch sonst nicht sofort feststellbar ist, 

2. begründeter Verdacht besteht, daß er sich der disziplinären 

Verfolgung zu entziehen suchen \</erde, 

3. er trotz Abm1hnung in der Fortsetzung der Pflichtverletzung 

verharrt oder sie zu wiederholen sucht oder 

4. die vorläufige Festnahrre zur Aufrechterhaltung oder I'liederher­

stellung der militärischen Disziplin, Ordnung oder Sicherheit 

zwingend erforderlich ist. 

(2) Die Befugnis zur vorläufigen Festnahrre von Soldaten steht zu: 

1. den Offizieren, die einen höheren Dienstgrad (Amtstitel) als 

Fähnrich haben, 

2. den Leitern militärischer Dienststellen, auch <"oenn sie nicht 

Soldaten sind, 

3. den Soldaten van Tag, 

4. den \~achen und 

5. den Angehörigen der Hilitärstreife. 

l'nderen Soldaten steht die Befugnis zur vorläufigen Festnahrre gegen­

über den ihnen untergebenen Soldaten zu, sofern ein Einschreiten der 

nach den Z 1 bis 5 befugten Organe nicht rechtzeitig herbeigeführt 

vJerden kann. 

(3) Der Festnehrrende hat die vorläufige Festnahrre auf kürzestem 

\\lege dem Kmrnandanten (Leiter) der militärischen Dienststelle, der der 

FestgenClr!l1ene angehört, in dessen Abwesenheit dem Offizier vcm Tag, 

bekanntzugeben. Dieser hat die vorläufige Festnahrre unverzüglich dem 

Disziplinarvorgesetzen des Festgenommenen zu melden. 

(4) Der Festgencmrene ist unverzüglich dem KaTrnandanten (Leiter) 

der militärischen Dienststelle, der der Festgen<::mTene angehört, in 

dessen A!::f.,>esenheit dem Offizier van Tag, zur Verwahrung im Haftraum 

zu Ubergeben. 

10 -
Entwurf: 

§ 41. (1) Ein Soldat, der bei einer Pflichtverletzung öuf frischer Tat 
betreten wird, ist vorliiufig festzunehrren, \</enn 

1. er dem anhaltenden Organ unbekannt ist, sich nicht ausweist und 

seine Identität auch sonst nicht sofort feststellbar ist, 

2. begründeter Verdacht besteht, daß er sich der diszipliniiren 

Verfolgung zu entziehen suchen \</erde, 

3. er trotz JI.I:m3hnung in der Fortsetzung der Pflichtverletzung 

verharrt oder sie zu wiederholen sucht oder 

4. die vorläufige Festnahrre zur AUfrechterhaltung oder \'Jiederher­

stellung der militärischen Disziplin, Ordnung oder Sicherheit 
~lingend erforderlich ist. 

(2) 

(3) 

(-l) 
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Geltende Fassung: 

(5) Der Kornnandant (Leiter) der militärischen Dienststelle (der 

Offizier vom Tag) hat den Festgenornrrenen freizulassen, wenn der Grund 

für die Festnahme entfällt. SOfern die Voraussetzungen für eine Frei­

lassung gegeben sind, der Festgenommene jedoch noch nicht dem Komman­

danten (Leiter) der militärische~ Dienststelle (dem Offizier vom Tag) 

zur Verwahrung im Haftraum übergeben wurde, ist die Freilassung VGm 

Festnehmenden oder von dessen Vorgesetztem zu verfügen. Der Festgenan­

rrene ist binnen 48 Stunden nach der Festnato.ITe entweder freizulassen 

oder der zur weiteren Verfolgung berufenen Behörde zu überstellen. Die 

vorläufige FestnahIre ist jedenfalls mit Ablauf von 48 Stunden nach der 
Festnahme aufzuheben. 

(6) Für die Verwahrung vorliiufig Festgenarrnener im Haftratnn gilt 
§ 45 l>bs. 7 bis 10 sinngemäß. 

11 

Entwurf: 

(5) D:!r Kornnandant (Leiter) der militärischen Dienststelle (der 

Offizier vom Tag) hat den Festgenamenen freizulassen, \,~nn der Grund 

fUr die Festnarme entfällt. SOfern die Voraussetzungen für eine Frei­

lassung gegeben sind, der Festgenamene jedoch noch nicht dem Kannan­

danten (Leiter) der militärische~ Dienststelle (dem Offizier vom Tag) 

zur Verwahrung im Haftraum übergeben "'IlrCe, ist die Freilassung VGm 

Festnep.rrenden oder von dessen Vorgesetztem zu verfügen. D:!r Festgeno.~­

rrene ist binnen 24 Stunden nach der Festnato.ITe enb,'eder freizulassen 

oder der zur ,,'eiteren Verfolgung berufenen Behörde zu überstellen. Die 

vorläufige Festnahme ist jedenfalls mit l>blc.uf von 24 Stunden nach der 
Festnahm~ c.ufzuheben. 

(6) ••• 

(7) Der Festgenontrene ist ehestens, wenn JTÖglich bereits bei 

seiner Festnahme, über die GrUnde seiner Festnahme und die gegen 

ihn erhobenen Anschuldigungen zu unterrichten. Auf sein Verlangen 

ist ohne unnötigen Aufschub und nach seiner Wahl ein /.ngehöriger 

oder eine sonstige Person seines Vertrauens sowie ein Rechtsbei­

stand von der Festnahme zu verständigen. 

(8) D:!r Festgen~nene hat das Recht, eine Entscheidung über die 

r~chtJrc!ßigkeit der vorläufigen Festnahrre zu beantragen. Ein derar­

tiger Antrag ist schriftlich entweder auf dem Dienstweg einzubrin­

gen ur.d unverzüglich an das zuständige Haftprüfungsorgan "'eiterzu­

leiten oder unmittelbar bei diesem einZubringen. 

(9) Das Haftprufungsorgan hat die Rechtmäßigkeit der vorläufi­

gen Festnahme zu überprüfen und hierüber zu entscheiden (§ 17 

Abs. 1 Z 1). Für das Verfahren gelten die Bestinrnungen über das 
Kommandantenverfahren. 
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Geltende Fassung: 

§ 42. Disziplinarstrafen für Soldaten, die den Grundwehrdienst 

(§ 28 Abs. 1 und 3 des Wehrgesetzes 1978) oder im Anschluß an diesen 

einen außerordentlichen Präsenzdienst im Falle des § 40 Abs. 2 des 

'\ehrgesetzes 1978 (Aufschub der Entlassung aus oe:n Präsenzdienst) lei­

sten, sind: 

1. der Verweis, 

2. die C-e1dbuße, 

3. das Ausgangsverbot, 

4. (entfällt; 8GB!. Nr. 23/1988, ab 1.12.1988), 

5. die Unfähigkeit zur Beförderung und die Degradierung. 

§ 45. (3) Die Disziplinarhaft darf nur bei besonderer Schwere der Pflicht­

\·erletzung oder bei pflichtverletzungen, die unter besonders ersch\·.oe­

renden Unständen begangen I\'IlI"den, verhängt werden. Dies ist insbesonde­

re der Fall, wenn 

1. der Verstoß des Beschuldigten gegen die militärische Disziplin 

rrehrere Pflichtverletzungen umfaßt, 

2. rrehrere Soldaten an der Pflichtverletzung beteiligt waren, 

3. die Pflichtverletzung den Dienst schwer beeinträchtigt hat und 

auf den Einfluß von Alkohol oder anderer berauschender Hittel 

zurückzuführen ist, 

4. die Pflichtverletzung während des Gefechtsdienstes begangen 

I\'IlI"de, 

12 

§ 112. . .• 

1. 

2. 

3. 

4. die Diszip1inarhaft, 

5. 

Entwurf: 

§ 45. (3) Die Disziplinarhaft darf nur verhängt \\'erden, \\'enn der Be­

schuldigte 

1. eine Pflichtverletzung begangen hat, die zugleich eine nach de!n 

Prilitärstrafgesetz mit rrehr als sechsmonatiger, aber nicht rrehr 

als ~ijähriger Freiheitsstrafe bedrohte strafbare Handlung 

darstellt, und die unverzügliche Durchführung eines Disziplinar­

verfahrens zur AufreChterhaltung der Disziplin und Ordnung ~vin­

gend geboten erscheint oder 

2. sich vorsätzlich und rechtswidrig der Vollstreckung einer 

rechtskräftig über ihn verhängten Disziplinarstrafe entzogen 
hat. ' 
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Geltende Fassung: 

5. die Pflichtverletzung vor nehreren anderen Soldaten begangen 

~'Urde oder 

6. der Beschuldigte schon einmal wegen einer Pflichtverletzung 

bestraft worden ist, die auf der gleichen schädlichen Neigung 

beruht hat. 

(4) Liegt ein VOllstreckungshindernis vor, so ist die Strafvoll­

streckung auf Neisung des Einheitskarm:mdanten von Amts wegen bis zum 

I':egfall des Hindernisses aufzuschieben oder zu unterbrechen. Vollstrck­

}:ungshindernisse liegen vor, wenn 

1. der Bestrafte haftuntauglich ist, 

2. geeignete llafträurra fehlen, 

3. Ausbildungsrücksichten oder die Erfordernisse eines Einsatzes 

nach § 2 Abs. 1 des l\lehrgesetzes 1978 der Straf~'ol1streckun'J 

entgegenstehen oder 

4. die VollstrecJ..:ung der Disziplinarhaft mit Rücksicht auf die 

familiären oder sonstigen persönlichen Gründe des Bestraften 

eine unbillige H~te darstellen würde. 

(5) Vor dem Antritt der Disziplinarhaft sCMie während der Vollstrek­

kur.g ist die llafttauglichkeit des Bestraften in angemessenen zeitab­

stfulden und bei Bedarf durch ärztliche Untersuchungen zu prüfen. Die 

ärztliche Untersuchung ist "an Einheitskomnandanten anzuordnen. 

(6) Bei Gefahr im Verzuge sind die Aufgaben des Einheitskc:mmndan­

ten nach den Abs. 4 und 5 van Kommandanten der Haftwäche w-ahrzunehmen. 

(7) Der Bestrafte ist umli.ttelbar vor seiner Abschließung im Ilaft­

ra\!ll zu durchsuchen. FÜr die Dauer der Vollstred:ung dürfen ihm im 

llaftraum nur solche persönlichen Gebrauchsgegenstände belassen werden, 

von denen nicht zu befürchten ist, daß sie 

1. als Mittel zur Flucht dienen, 

2. geeignet sind, Verletzungen herbeizuführen, oder 

3. eine Gefahr für die Sicherheit und Ordnung der Vollstreckung 

13 
Entwurf: 

(Ij) '" 

(5) ... 

(6) Untersteht der Bestrafte nicht einem Einheitskommandanten, 

so sind dessen Aufgaben nach den Abs. 4 und 5 van Oisziplinarvorge-

setzten wahrzunehmen. Bei Gefahr im Verzuge obliegen diese Aufga­

ben dem Kornnandanten der Ilafo.lache. 

(7) '" 
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Geltende Fassung: 

",erden Gegenstände, die dem Bestraften belassen '"ourden, wiillrend der 

Vollstreckung in einer der in den Z I bis 3 I.l!T15chriebenen l'.rt und 

";eise benützt, so sind diese fUr die restliche Dauer der Vollstreckung 

abzünehnen. /lbgenarcrene Gegenstände sind bis zur BEendigung der Voll­

strec~<IDg crCnungsger.~ß zu verwar.ren. Zusätzlich zu der dem Bestraften 

zustehenden Verpflegung dUrfen Nahrungs- und C-e.nußmittel nicht in den 

Ha ftraum mi tgeno:men ~lerden. 

(8) Eei cer Vollstreckung der Disziplinarhaft sind die Bestraften 

unter Achtung ihres Ehrgefühles und ihrer 1'~nschem.Ü:de zu behandeln. 

Die Bestraften haJ:en alles zu unterlassen, ,,'as die Sicherheit w',d 

Ordnung cer Vollstreckung gefiilli:den könnte. 

(9) Die Bestraften sind in einfach und Th'eCkmä3ig eingerichteten 

Hafträurren r.lit ausreichende.'ll Luftraum und genügender.! Tageslicht unter­

zubringen. D2n Eestraften ist die erfcrderliche Gelegenheit zur Körper­

pflege und zum Aufsuchen der Tbiletteanlagen zu geben. 

(10) "iährend der Vollstreckung der Disziplinarhaft ist der DTipfang 

von Eesuchen verboten. /l.usnahmen können vo:n Offizier van Tag bewilligt 

"'erden, V.'enn das Eesuchsverbot eine unbillige H1!.rte darstellen "ürdC!. 

(11) h'iilirend der Vollstreckung der Disziplinarhaft darf eine Voll­

strec~'UI1g eines Ausgangsverbots ,,>eder begonnen noch fortgesetzt '·.>erden. 

§ 48. DiszipliJ1arstrafen für Soldaten, die ',oeöer den Grunev.'Ghr­

dienst noch im Anschluß an diesen einen außerordentlichen Priisenz­

dienst im Falle des § 40 Jlbs. 2 des Wehrgesetzes 1978 leisten, sind 

1. cer Verweis, 

2. die Geldbuße, 

3. die Geldstrafe, 

4. a) bei Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines öffentlich-

rechtlichen Dienstverhältnisses angehören, öie Entlassung, 

b) bei anderen Soldaten die Unfiilligkeit zur Beförderung und die 

Degradierung. 

14 
Entwurf: 

(8) ,'. 

(9) '" 

(10) Während der Vollstreckung der Disziplinarhaft ist der 

Empfang von Besuchen verboten.Ausnahmen können vom Offizier 

vom Tag oder vom Garnisonsoffizier vom Tag bewilligt werden, 

wenn das Besuchsverbot eine unbillige Härte darstellen wUrde. 

( 11) 

§ 48. DiszipliJ1arstrafen für Soldaten, die \·.oeöer den Grunc-v .. ehr­

dienst noch im /l.nschluß an diesen einen außerordentlichen Präsenz­

dienst im Falle des § 40 J.bs. 2 des "'"ehrgesetzes 1978 leisten, sind 

1. cer Ven·.'eis, 

2. die G=ldbuEe, 

3. die G<:!ldstrafe, 
4. die DiszipliJ1arhaft, 

5. a) bei Soldaten, die cem Bundesheer auf Grund eines öffentlich­

rechtlichen Dienstverhältnisses angehören, die Entlassung, 

b) I>~i anceren Soldaten die l1nfähigkeit zur Beförderung und die 

Degradierung. 
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Geltende Fassung: 

§ 55. Im Kmmandantenverfahren ist über Pflichtverletzungen von 

1. Soldaten, die Präsenzdienst leisten, 

2. \\ehrpflichtigen des Miliz- und des Reservestandes, die nicht 

Berufsmilitärpersonen des Ruhestandes sind, oder 

3. Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Oienstverhtiltnisses 

angehören, wenn keine strengere Strafe als die Geldbuße erforder­

lich ist, 

zu entscheiden. 

15 Entwurf: 

Disziplinarhaft 

§ 49 a. (l) Für die Disziplinarstrafe der Oisziplinarhaft 

gilt der § 45. 

(2) Der § 47 ist mit der ~1aßgabe anzll"'enden, daß an die Stelle 

der Oisziplinarhaft eine Ersatzgeldstrafe tritt, wenn die oiszi­

plinarhaft bis zum Ausscheiden aus dem Präsenzstand (§ 1 Abs. 3 

des \'Iehrgesetzes 1978), längstens aber innerhalb von acht ~lonaten 

nach r~htskraft des Disziplinarerkenntnisses nicht vollstreckt 

v,-=rden kann. FUr die Berressung der Ersatzgeldstrafe gilt die 13e:res­

sungsgrundlage nach § 49 Abs. 2. 

§ 55. Im Komnandantenverfahren ist über Pflichtverletzungen von 

1. Soldaten, die Präsenzdienst leisten, 

2. h'ehl-pflichtigen des Miliz- und des Reservestandes, die nicht 

Berufsmilitärpersonen des Ruhestandes sind, oder 

3. Soldaten, die d~~ Bundesheer auf Grund eines Dienstverhält­

nisses angehören, wenn Verweis, Geldbuße oder Oisziplinar­

haft erforderlich ist, 

zu entscheiden. 
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Geltende Fassung: 

Zuständigkeit 

§ 56. (lI Zur Entscheidung über Pflichtverletzungen von Soldaten, 

die den Grundwehrdienst oder im Anschluß an diesen einen außerordentli­

chen Präsenzdienst im Falle des § 40 Abs. 2 des Wehrgesetzes 1978 

leisten, sind zuständig: 

1. in erster Instanz 

al der Einheitskcmnandant für den VeI:'ox:'!is, die Geldbuße und ein 

Ausgangsverbot bis zu sieben Tagen oder eine Disziplimrhaft 
bis zu drei Tagen, 

bl der Disziplinarvorgesetzte für alle Strafen, 

2. in zweiter Instanz 

al '-'I:nn der Disziplinarvorgesetzte eine Disziplinarhaft verhiingt 

hat, das HaftprUfungsorgan, 

bl sonst der nächsthöhere Vorgesetzte. 

Erachtet der Einheitskcmnandant die ihm zur Verfügung stehende Strafbe­

fugnis für zu gering, so hat er dem Disziplinarvorgesetzten t'eldung zu 

erstatten; in diesem Falle sowie im Falle eines Einspruches gegen die 

Entscheidung ces Einheitskomnandanten, mit der eine Disziplinarhaft 

verhängt \\urde, hat der Disziplinarvorgesetzte das Disziplinarverfah­

ren durchzuführen. 

(21 Zur Entscheidung über Pflichtverletzungen von Soldaten, die 

einen anderen als den im Abs. 1 genannten Präsenzdienst leisten, sind 

zuständig: 

1. in erster Instanz 

al der Einheitskarrnandant für den Ve~is und die Geldbuße, 

b) der Disziplinarvorgesetzte für alle Strafen, 

2. in zvo'ei ter Instanz 

al '-'I:nn in erster Instanz der Einheitskarrnandant entschieden 

hat, der Disziplinarvorgesetzte, 

bl sonst der n5chsthöhere Vorgesetzte. 

16 Entwurf: 

§ 56. (11 Zur Entscheidung über Pflichtverletzungen von 

Soldaten sind zuständig: 

1. in erster Instanz 

al 

bl 

der Einheitskcmnandant für den Verweis, die Geldbuße, 

ein Ausgangsverbot bis zu sieben Tagen oder eine Diszi­

plinarhaft bis zu drei Tagen, 

der Disziplinarvorgesetzte für alle Strafen nach taßga­

be des § 55, 

2. in ~~iter Instanz 

al 

b) 

Henn der Disziplinarvorgesetzte eine Disziplinarhaft 

verhiingt hat, das HaftprUfungsorgan, 

in den übrigen Fällen der nächsthöhere Vorgesetzte nach 

II>aßgabe des § 55. 

(21 Erachtet der Einheitskomrr~ndant die ihm zur Verfügung ste­

hende Strafbefugnis für zu gering, so hat er öem Disziplinarvorge­

setzten ~bldung zu erstatten. In diesem Falle hat der Disziplinar­

vorgesetzte 

1. das Disziplinarverfahren selbst durchzuführen, 

2. den Einheitskoornandanten mit der Durchführung des Diszipli­

narverfahrens zu beauftragen, wenn dies einer raschen, spar­

sarren, wirtschaftlichen und Z\\'ecl<rnäßigen Verfolgung einer 

Pflichtverletzung dient, oder 

3. Henn er bei Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines 

Dienstverhältnisses angehören, eine Geldstrafe, die Entlas­

sung oder die Cegradierung für erforderlich erachtet, die 

Disziplinaranzeige zu erstatten. 
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Geltende Fassung: 

Erachtet der Einheitskommandant die ihm zur Verfügung stehende Strafbc­

fugnis für zu gering, so hat er dem Disziplinarvorgesetzten !~~ldtmg zu 

erstatten; in diesem Falle hat dieser das Disziplinarverfahren durchzu­

führen. 

(3) Zur Entscheidung über Pflichtverletzur.gen von Soldaten, die dem 

Bundesheer auf Grund eir.es Dienstverhältnisses angehören, sind - für 

den Ven,'cis und die Geldbuße - zuständig: 

1. in erster Instanz der Einheitskommandant, 

2. in Z\·.'eiter Instanz der Disziplinarvorgesetzte. 

Erachtet der Einheitskor.ITandant die, ihm zur VerfUgung stehende Strafbe­

fugnis für zu gering, so hat er de~ Disziplinarvorgesetzten Veldung zu 

erstatten; in diesem Falle hat dieser das DisziplinaIverfahren durchzu­

führen oder die Disziplinaranzeige zu erstatten. Hat der Disziplinar­

vorgesetzte das Disziplinarverfahren in erster Instanz durchgeführt, 

so ist in Th'eiter Instanz der ni'tchsthöhere Vorgesetzte zuständig. 

(4) Zur Entscheidung über PfliChtverletzungen von \';dU1)flichtigen 

des !·:iliz- und des !1eservestandes sind zuständig: 

1. in erster Instanz der Disziplinarvorgesetzte, 

2. in Z\,eiter Instanz der nächsthöhere Vorgesetzte. 

17 
Entwurf: 

Du Falle eines Einspruches gegen die Entscheidung des Einheitskom­

mandanten, mit der eine Disziplinarhaft verhängt "urde, hat der 

Disziplinarvorgesetzte das Disziplinarverfahren in erster Instanz 

durchzuführen. 

(3) Erachtet der Bundesminister für Landesverteidigung als 

DisziplinarbehGrde die Verhängung einer Disziplinarhaft für erfor­

derlich, so hat er die Disziplinarsache an das zuständige Haftprü­

fcmgsorgan abzutreten. 

(·1) Zur F:ntscheidung über Pflichtverletzungen von l-Iehrpflic l1ti-

gen des !·tiliz- und des Reservestandes sind zuständig: 

1. in erster Instanz der Disziplinarvorgesetzte, 

2. in zv.'eiter Instanz der nlkhsthöhere Vorgesetzte. 
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Geltende Fassung: 

§ 58. (3) DeS KO:rrtl2..'ldc.r.tenverfehren ist in erster Instc.nz fonn10s, in 

':I-.-eiter Instc.nz im l'lege der Berufungsentscheidung einzustellen, I-.'enn 

1. der Beschuldigte die ihm zur Lest gelegte Pflichtverletzung 

nicht l::.egangen hat oder llistZnde verliegen, die die Strafbarkeit 

eusschließen, 

2. die dem Beschuldigten zur Lest gelegte Tat nicht eLVJiesen h'2rden 

karn oder keine Pflichtverletzung darstellt, 

3. Umst~de vorliegen, die die Verfolgung ausschließen, 

4. die Schuld des Beschuldigten gering ist, die Tat keine oder nur 

unb:.ceutende Folgen nach sich gezogen bat und i.irerdies eine 

Bestrafung nicht geboten ist, um den Beschuldigten von weiteren 

Pflichtverletzungen abzuhalten oder der Begehung von Pflichtver­

letzungen durch andere Soldaten entgegenz\Mirken, oder 

5. die Erstattung einer Disziplinaranzeige nach § 56 i'bs. 3 fiX 

erforderlich erachtet wird. 

h'Urde ein Beschuldigter bereits vernoorren oder ihn sonst Gelegenheit 

zur Stellungnahrre gegeben, so ist ihm die fomose Einstellung des 

Kamendantenverfahrens unter Hinweis auf einen der in den Z 1 bis 5 

anC}eführten Gründe bekarntzugeben. 

18 
Entwurf: 

§ 58. (3) 

1 ... . 

2 ... . 

3 ... . 

4 ••.• 

5. die Erstattung einer Disziplinarc.nzeige nach 

erfcrcerlich erachtet wird. 

§ 56 1>bs. 2' f(!r 
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Geltende Fassung: 

§ 66. Im Kmmissionsverfahren gilt der § 29 mit der 1·:aßgal::e, daß 

1. der auf Verlangen des Beschuldigten als Verteidiger zu bestellen­

de Soldat von dem Karmandanten der Dienststelle, bei der die 

Disziplinarkcrnnission eingerichtet ist, zu bestellen ist, 

2. auch Soldaten, die bei der Disziplinarkarrnission, bei der das 

Verfahren durchgeführt wird, oder bei der im Inst:cnzenzug über­

oder untergeordneten Disziplinarkommission zum Disziplinaranwalt 

bestellt sind, für die Dauer der Bestellung die Verteidigung 

nicht übernehrren dürfen 

3. sich der Beschuldigte durch eine der im § 29 Abs. 1 gen,nnten 

P~rsonen, durch einen Rechtsan~Ja1t oder einen Verteidig"r in 

Strafsachen verteidigen lassen kann. 

§ 69. (1) Die Senate haben mit StünTIenrrehrheit zu entscheiden; die 

Disziplinarstrafen der Entlassung und der Degradierung dürfen jedoch 

nur einstimnig verhängt l-/erden. Eine Stirimenthaltung ist unzulässig. 

Das Senatsmitglied, das den niedrigsten Dienstgrad (Amtstitel, Verwen­

dungsbezeichnung) führt, hat seine Stimme zuerst, der Vorsitzende 

seine Stirrrre zuletzt abzugeben. 

19 

§ 69. (1) 

Entwurf: 

§ 66. Im Kcmnissionsverfahren gilt der § 29 mit der l-'.aßgabe, daß 

1. 

2. auch Soldaten, die bei der Disziplinarkcmnission, bei der das 

Verfahren durchgeführt wird, oder bei der im Instanzenzug über­

oder untergeordneten Disziplinarkammission zum Disziplinaranwalt 

bestellt sind, für die Dauer der Bestellung die Verteidigung 

nicht übernehmen dürfen. 

Die Senate haben mit Stimmenmehrheit zu entscheiden; die Diszipli­

narstrafen der Entlassung, der Degradierung und des Verlustes 

aller aus dem Dienstverhältnis fließenden Rechte und Ansprüche 

dürfen jedoch nur einstimnig verhängt ",-erden. 

Eine Stirirrenthaltung ist unzulässig. 

Das Senatsmitglied, das den niedrigsten Dienstgrad (Amtstitel, Verwen­

dungsbezeichnung) führt, hat seine Stimme zuerst, der Vorsitzende 

seine Stimrre zuletzt abzugeben. 
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Geltende Fassung: 

§ 74. (1) Die §§ 65 bis 67 und 69 bis 72 gelten sinngem.'iß für das 

Verfahren vor der Disziplinaroberkommission; die Disziplinaroberkonmis­

sion hat jedoch einen Verhandlungsl::eschluß nicht zu fassen. [)Qm Be­

schuldigten ist spätestens zwei I\ochen vor der mündlichen Verhandlung 

die Zusa~nsetzung des Disziplinarsenates bekanntzugeben. 

(2) Die Disziplinaroberkcmnission hat im Berufungsverfahren nlme 

:nlindliche Verhandlung zu entscheiden, wenn 

1. die ßerufun'J als verspätet oder unzulässig zuruckzul>'eisen ist, 

2. in erster Instanz der Beschluß gefaßt loJUrde, das Verf"hren nicht: 

einzuleiten, 

3. deS Verfahren in erster Instanz eingestellt ~lIlrde, 

4. eine Ergänzung der Ennittlungen notwendig ist und sie dEn Diszi­

plinarvorgesetzten mit dieser Ergänzung beauftragt, 

5. \\'Esentliche ~\ängel des Verfahrens die Niederholung der münJli­

ehen Verh2Ildlung in erster Ir.stanz erforderlich IlBchen oder 

6. die Berufung \\'egen des Kostenbeitrages erhoben \\'llrde. 

Im Falle der Z 2 ist der Beschluß der Disziplinarkommission erster In­

stanz eufzuheben und dieser die Einleitung des Disziplinarverfahrens 

aufzutragen oder der Beschluß zu bestätigen. Im Falle der Z 3 ist der 

Beschluß der Disziplinarkcmnission erster Instanz aufzuheben und die­

ser die Fortsetzung des Verfahrens aufzutragen oder der Beschluß zu 

bestätigen. Im Falle der Z 5 ist das angefochtene Disziplinarerkennt­

nis aufzuheben und die Sache zur neuerlichen Verhandlung an die Diszi­

plinarkommission erster Instanz zurückzuverweisen. 

(3) Die Fechtskraft von Disziplinarerkenntnissen der Disziplinar­

oberkommission tritt mit der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung 

ein. 

20 -

§ 74. (1) ..• 

(2) •.. 

(3) ••• 

Entwurf: 

(4) Erachtet die Disziplinaroberkcmnission die Verh~ngung 

einer Disziplinarhaft für erforderlich, so hat sie die Berufung an 

das zuständige Haftprufungsorgan abzutreten. Der Beschluß auf 

Jlbtretung bedarf keiner Begründung. Gegen einen solchen Beschluß 

ist kein Rechtsmittel ZUlässig. Für das Verfahren vor dem Haftprü­

fungsorgan gelten die Bestimmungen ilber das KOmmandantenverfahren. 
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Geltende Fassung: 

§ 77. (1) Geldbußen, Geldstra fen, Ersatzgeldstrafen , der von Be­

schuldigten zu leistende Kostenbeitrag und ein Ersatzanspruch nach 

§ 29 Abs. 2 sind erforderlichenfalls 

1. bei Soldaten, die Präsenzdienst leisten, durch Abzug von Tag­

geld, von der Dienstgradzulage, der ~bnatsprämie, der Uberbrük­

kungshilfe und der Entschädigung, die nach dem Heeresgebührenge­

setz 1985 gebühren, 
2. bei Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhält.­

nisses angehören, durch Abzug von den DienstbezUgen (§ 49 Abs. 2 

Z 1 und 2) oder einer Abfertigung, 

3. bei Berufsmilitärpersonen des Ruhestandes durch ]>Jnu'1 von den 

RuhebezUgen 

zu vollstrecken 

21 
Entwurf: 

§ 77. (1) Geldbußen, Geldstrafen, Ersatzgeldstrafen und der 

vom Beschuldigten zu leistende Kostenbeitrag sind erforderlichen-

falls 

1 •... 

2 •••. 

3 .•.. 

zu vollstrecken .•• 
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Geltende rassung: 

§ 80. (2) "'.uf die im lIbs. 1 Z 1 bis 4 und 6 genannten Disziplinarstrafen 

sind die §§ 42 bis 47 nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen anzm\~n­

den: 

1. Das für die Geldbuße, das Ausgangsverbot und die Disziplincrhaft 

zulässige Höchstausma8 darf jel-'Ci1s um die Hälfte überschritten 

I<'erden. 

2. Die Degradierung bewirkt 

a) für Beamte die Entlassung aus dem Dienstverhältnis SOI-lie den 

Eintritt der im § 50 angeführten Rechtsfolgen, 

b) für Vertragsbedienstete den Eintritt der im § 51 Abs. 2 ange­

führten Rechtsfolgen, 

c) für Zeitsoldaten den Eintritt der im § 51 Abs. 3 angeführten 

Rechtsfolgen, 

d) für die in den 1it. abis c genannten Personen die Verpflich­

tung zum Antritt des auBerordentlichen Präsenzdienstes gemäß 

§ 27 lIbs. 3 Z 1 des wehrgesetzes 1978 mit dß~ Zeitpur~t der 

Peendigung des Dienstverhältnisses oder des h'ehrdienstes als 

Zeitsoldat. 

3. Die Bemessungsgrundlage der Geldbuße und der Ersatzgeldstrafe 

für die im § 48 genannten Soldaten richtet sich nach § 49 Abs. 2. 

(3) Der Disziplinararrest besteht in der lIbschließung des Bestraf­

ten in einem Arrestraum während der gesamten strafdauer. Er ist minde­

stens für einen Tag, höchstens für 21 Tage zu verhängen; als Tag gilt 

ein Zeitraum von 24 Stunden. Der § 45 Abs. 4 bis 11 ist sinngemäß 

anZU'h~nden. Den Bestraften ist täglich C.elegenheit zur Bewegung im 

Freien in der Dauer einer Stunde zu geben. Die Ersatzgeldstrafe für 

den Disziplinararrest beträgt 45 vH, zuzüglich 10 vH für jeden Tag der 

Bemessungsgrundlage nach § 49 Abs. 2; im übrigen gilt der § 47 sinnge­

mäß. 

22 

§ 80. (2) ..• 

1. 

2. 

3. 

Entwurf: 

4. Die Disziplinarhaft und der Disziplinararrest dürfen nur 

bei besonderer Schwere der Pflichtverletzung oder bei 

Pflichtverletzungen, die unter besonders erschwerenden 

Umständen begangen wurden, verhängt werden; die besonderen 

Voraussetzungen nach § 45 Abs. 3 gelten nicht. 

(3) ... 

172/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
55 von 61

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung: 

(5) Die strengste Disziplinarstrafe, die über Soldaten im abgekürz­

ten Verfahren verhiingt .... >erden darf, i!it ein Ausgangsved:ot für sie1:cn 

Tac:;e. 

(4) über die pflichtverletzungen aller Soldaten ist im K=danten­

verfahren zu entscheiden. Zur Entscheidung ist in allen Fällen in 

erster Instanz der Einheitskarmandant, in Zl.Jeiter Instanz der Diszi­

plinar.'orgesetzte, für die Degradierung von Offizieren jedoch in er-

ster Ir.stanz der Disziplinarvorgesetzte, in zv.oeiter Instanz der n:;chst­

höhere Vorgesetzte zustiindig. 

(6) Von den verfahrensvorschriften darf insa.,>eit abge·.'ichen "erden, 

als ceren Eir.haltung infolge der oosonderen Verhältnisse des Einsatz',s 

nicht ohne r",einträchtigung des EinsatzZl·.>eekes m':iglich und eine unver­

zügliche disziplinäre Arndung im Interesse der l-.ufrechtel'haltung der 

Disziplin geboten ist. De:n Beschuldigten ist jedenfalls vor Verhzong1!ng 

einer Disziplinarstrafe zumindest eir~l Geleger.heit zu geben, sich ZU 

den g"Sen ihn erhobenen Vorv.'Ürfen zu äußern. Ein JI.b,.'eichen von der 

Eestirrmurlg des § 36 1'.1:>s. 3 ist unzulässig. 

23 
Entwurf: 

(4) Die strengste Disziplinarstrafe, die über Soldaten im 

abgekürzten Verfahren verhängt \.Jerden darf, ist ein Ausgangsver­

bot für sieben Tage. 

(5) (Ver fassungsbes tinmung) eber die Pflichtverletzungen 

aller Soldaten ist im KOITITIalldantenverfahren zu entscheiden. Zur 

Entscheidung ist in allen Fällen in erster Instanz der Einheits­

kmrnandant, in Zl.Jeiter Instanz der Disziplinarvorgesetzte , fUr 

die Degradierung von Offizieren jedoch in erster Instanz der 

Disziplinarvorgesetzte, in z\.Jeiter Instanz der nächsthchere 

Vorgesetzte zuständig. 

(6) (Ver fa ssungsbes t inmung) Von den Verfahrensvorschriften 

darf inscMüt abgev.'ichen ..... erden, als deren Einhaltung infolge 

der besonderen Verhältnisse des Einsatzes nicht ohne Beeinträch­

tigung des Einsatzzv.~kes möglich und eine unverzügliche diszi­
plinäre Ahndung im Interesse der 1'.ufrechterhaltung der Diszi-

plin geboten ist. Dem Beschuldigten ist jedenfalls vor Verhän­

gung einer Disziplinarstrafe zumindest einmal C-elegenheit zu 

gel::€n, sich zu den gegen ihn erhobenen Vorv.'Ürfen zu äußern. Ein 

Jlb.'eichen von der Bestinmung des § 36 Jlbs. 3 ist unzulässig. 

(7) (Verfassungsbestinrnung) Die Verteidigung im Einsatz 

(Abs. 1) ist nur durch einen Soldaten aus dem örtlichen Zustän­

digkeitsbereich der Disziplinarbehörde zulässig. Dies gilt auch 

für die Vorbereitung eines Einsatzes, für einsatzähnliche Ubun­

gen sowie wiihrend des Auslandsaufenthaltes von Soldaten, die 

einer nach dem Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr. 173/1965 zur 

Hilfeleistung entsandten Einheit angehören. 
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Geltende Fassung: 

(7) Wird die (vorläufige) DiE'.nstenthebung ohne Einleitung eines 

Disziplinarverfahrens aufgehoben oder endet das Verfahren durch Ein­

stellung, Freispruch, Absehen von der Strafe oder durch Verhängung der 

Strafe eines Verweises, einer Geldbuße oder eines Ausgangsverbotes, so 

):ann innerhalb dreier I'bnate ab rechtskräftigem Abschluß des Verfah­

rens eine nach § B ~bs. 3 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, EGBI. 

Nr. 333, vorbehaltene Ernennung mit RÜckwirkung bis zum Tage des Vorbe­

haltes vollzogen werden. 

(8) h'urde während eines Einsatzes die Unfähigkeit zur Beförderung 

oder die Cegradierung verhängt, so ist eine Wiederaufnahrre des Verfeh­

rens auf Antrag des Ilestraften nach Beendigung des Einsatzes auch ohne 

Vorliegen der Voraussetzungen des § 69 Abs. 1 AVG 1950 zulässig. [\~r 

Antrag auf 1l1iederaufnahrre ist binnen ZI\'ei W::lchen nach Beendigung ces 

Einsatzes einzubringen. 

(9) Hinsichtlich der im Zeitpunkt des Beginns eines Einsatzes oder 

im Zeitpunkt der Beendigung eines solchen anh~gigen Disziplinarverfah­

ren sind die Ubergangsbestimnungen des § BI Abs. 3 bis 7 sinnge;r,äß 
anz\.l\venden . 

Ubergangsbestimmungen 

§ BI. (1) Die Ilestimmungen dieses Bundesgesetzes sind auch auf 

l. zeitverpflichtete Soldaten, 

2. Personen, die nach § 12 des l"ehrgesetzes 1978 in der Fassung der 

Kundmachung BGBl. Nr. 150 in einer Offiziers funktion verwendet 

~rden, und 

3. l,ehrpflichtige, die einen freiwillig verlängerten Grundl,'ehr­

dienst leisten, 

anzlll<'encen. Hiebei sind die in den Z 1 und 2 genannten Personen den 

Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses ange­

haren, und die in der Z 3 genannten Personen den Zeitsoldaten gleichzu-

24 - Entwurf: 

(B) Wird die (vorläufige) Dienstenthebung ohne Einleitung eines 

Disziplinarverfahrens aufgehoben oeer endet das Verfahren durch Ein­

stellung, Freispruch, Absehen von der Strafe oder durch Verhtlngung der 

Strafe eines Verweises, einer Geldbuße oder eines Ausgangsverbotes, so 

kann innerhalb dreier ~bnate ab rechtskräftige:n Jlbschluß des Verfah­

rens eine nach § B ~bs. 3 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. 

Nr. 333, vorbehaltene Ernennung mit RÜCkwirkung bis ZU!TI Tage des Vorbe­

haltes vollzogen werden. 

(9) h'uree \\'8u-end eines Einsatzes die Unfähigkeit zur Beförderung 

oder die D..>gradierung verhängt, so ist eine l·liederaufnal"l.Te des Verfah­

rens auf Antrag des Bestraften nach Beendigung des Einsatzes auch ohne 

Vorliegen der Vora'Jssetzungen des § 69 ~bs. I AVG 1950 zulässig. Der 

Antr<:g auf Hiederaufnahme ist binnen zwei Wochen nach Beendigung ces 

Einsatzes einzubringen. 

(10) liinsichtlich der im Zeitpunkt des Beginns eines Einsatzes oder 

im 2.eltpunl<t der Beendigung eines solchen anhängigen Disziplinarverfah­

ren sind die Ubergangsbestimnungen des § BI Abs. 3 bis 7 sinnger.äß 
anzm\lencen • 

Disziplinarverfahren, die vor Beginn einer einsatzähnlichen 

Ubung (Abs. 7) eingeleitet wurden, sind für die Dauer dieser 

(jbung zu unterbrechen. Bei DiSZiplinarverfahren, die sich über 

das Ubungsende hinaus erstrecken, gilt hinsichtlich der Vertei­

digung mit Beendigung der Ubung der § 29. 

§ 81,(1) Die Bestirrnrungen dieses Bundesgesetzes sind auch auf 

1. zeitverpflichtete Soldaten und 

2. Personen, die nach § 12 des l.;ehrgesetzes 197B in der Fassung 

der Kundmachung 8GBl. ~r. 150 in einer Offiziers funktion 
verwendet \\'erden, 

2.nzU\\'enden. Diese Personen sind den Soldaten, die dem Bundesheer 

auf Grund eines Dienstverhältnisses angeharen, gleich zu halten. 
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Geltende Fassung: 

(2) Die Verjtluungsfrist nach § 3 Abs. 1 Z I beginnt frühestens mit 

dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes. 

(3) Rechtskräftige Ordnungsstrafen und Disziplinarstrafen (ein­

schließlich der an ihre stelle tretenden Geldstrafen), deren \'ollstrek­

kung im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes noch nicht 

begonnen hat oder noch nicht abgeschlossen ist, sind nach den Bestim­

mungen des Heeresdisziplinargesetzes, 8GBl. Nr. 151/1956, in der Fas­

sung der Bundesgesetze 8GBl. Nr. 264/1957, 234/1965, 272/1971, 

369/1975, 168/1983 und 211/1984 sCMie der Kundmachungen 8GBL 

Nr. 446/1983, 486/1983 und 182/1984 unter Anwendung des Gehaltsgeset­

zes 1956 in der vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden 

Fassung zu vollstrecken. 

(4) IVurde vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eine Diszipli­

narstrafe verhängt, deren Rechtskraft im Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Bundesgesetzes noch nicht eingetreten ist, so hat im Fall eines 

noch nicht erledigten Rechtsmittels die nach diesem Bundesgesetz zu­

ständige ~'eite Instanz unter Anwendung dieses Bundesgesetzes zu ent­

scheiden. hUrde kein Rechtsmittel eingebracht und tritt die Rechts­

kraft des Strafbescheides erst nach dem Inkrafttreten dieses Bundesge­

setzes ein, so ~lird der Strafbescheid kraft Gesetzes aufgehoben. Die 

nach den Bestllnnungen dieses Bundesgesetzes in dieser Instanz zuständi­

ge Disziplinarbehörde hat auf Grund der Bestimmungen dieses Bundesge­

setzes neu zu entscheiden. In keinem Fall darf eine höhere Disziplinar­

strafe als die im Zeitpunkt der Begehung der Pflichtverletzung ange­

drohte verhängt ~-"!rden. 

(5) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes anhän­

gigen Ordnungsstrafverfahren sowie die bei Disziplinarkommissionen 

anhängigen Disziplinarverfahren, in denen eine Ordnungsstrafe verhängt 

~1Urde, deren Rechtskraft noch nicht eingetreten ist, sind kraft Geset­

zes eingestellt. 

(6) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses ßundesgesetzes bei 

Disziplinarkcmnissionen anhängigen Disziplinarverfahren sind, sofern 

auch nach diesem Bundesgesetz ein Kcmnissionsverfahren zulässig ist, 

von den nach diesem Bundesgesetz eingerichteten Disziplinarkommissio-

25 -

(2) 

(3) 

( ~ ) 

(5 ) 

(6 ) 

Entwurf: 
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.. 

Geltende ~assung: 

nen auf Grund der Bestinmungen dieses Bundesgesetzes ",eiterzuführen. 

Die am Tage des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bei Disziplinar­

kommissionen anhängigen Disziplinarverfahren, für die nach diesem 

Bundessesetz ein Kommissionsverfahren nicht zulässig ist, sind ven den 

nach diese.'1l Bundesgesetz zuständigen Disziplinarbehörden \;eiterzufüh-

ren. 

(7) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bei 

Disziplinarvorgesetzten anhängigen Disziplinarverfahren sind auf Grund 

der Eestinmungen dieses Bundesgesetzes '->eiterzuführen. 

(8) Eine vorläufige Festnahrre, eine vcrläufige Dienstenthebung oder 

eine Dienstenthebung sO' .... ie eine Bezugsklirzung aus Jl.nlaß einer Dienst­

enthebung, die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes verfiigt 

'-'Ilrden, gelten als V",ßnahrren nach diesem Bundesgesetz. 

§ 81 a. Sa"cit in diesem Bundesgesetz auf Bestinmunsen anderer 

Bundesgesetze verwiesen 'vird, sind diese in ihrer jC\>.'eils geltenden 

Fassur,g zu verstehen. Dies gilt nicht für den § 5 Jlbs. 4 w:d den § 81 

Abs. 1 Z 2 und Jlbs. 3. 

26 

(7) 

(8 ) 

Entwurf: 

(9) Uber Soldaten, die nicht Grundl,'ehrdienst leisten, darf 

eine Disziplinarhaft nur '-'€gen Pflichtverletzungen verhängt wer­

den, deren Begehung nach dc;n Ir.krafttreten des Bundesgesetzes 

EGBL Nr. x=/1989 beendet '-'Urde. 

(10) Auf Kürzungen des lo',onatsbezuges, die ge;näß § 40 Abs. 5 vor 

dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGEL Nr. =/1989 verfügt 

'-Drden sind, ist der § 13 Jlbs. 2 des C~haltsgesetzes 1956 in der 

vor dem 1. Dezember 1987 geltenden Fassung anzlll\>enden. 

Verweisungen auf andere Bundesgesetze 

§ 81 a. Sov.oeit in diesem Bundesgesetz auf Bestimnungen anderer 

Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden 

Fassung zu verstehen. Dies gilt nicht für den § 5 Abs. 4 und den § 81 

Abs. 1 Z 2 und Abs. 3. 

/ 
.; 
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.. 
Geltende Fassung: 

Inkrafttreten 

§ 82. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. J~nner 1986 in Kraft. 

(2) Das Heeresdisziplinargesetz, EGB1. ~r. 151/1956, in der Fassung 

der B~ldesgesetze EGB1. Nr. 264/1957, 234/1965, 272/1971, 369/1975, 

168/1983 und 211/1984 sowie der Kundmachungen EGB1. Nr. 446/1983, 

486/1983 und 182/1984 tritt mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset­
zes außer Kraft. 

(3) Verordnungen auf Grund der Bestinr.n.mgen dieses Bundesgesetzes 

können bereits von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen 
"'erden. 

(4) Die Mitglieder von Disziplinarkamti.ssionen, die Haftprüfungsor­

gane , die Disziplinaramliilte und die Schriftführer können al:J\veichend 

von Abs. 1 schon vor dem Inkrafttreten der entsprechenden Bestinmungen 

dieses Bundesgesetzes bestellt werden. Ihre F\mkticnsperiode b2ginnt 

mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes und dauert bis 31. Dezem­
ber 1987. 

(5) Die nach Abs. 4 b2stellten Vorsitzenden der Disziplinarkomnissi­

onen haben die Geschäftseinteilung gemäß § 20 Abs. 2 bis zum Inkraft­

treten dieses Bundesgesetzes zu erlassen. 

27 -

§ 82. (1) ••• 

(2) ••• 

(3) ••• 

(4) ••• 

(5) ••• 

Entwurf: 

(6) Die Funktionsperiode eier im Zeitpunkt des Inkrafttretens 

des Bundesgesetzes BGBl. Nr. =/1989 bestellten Hitglieder der 

Disziplinarkamti.ssionen, Disziplinaranwälte und Schriftführer 

dauert bis 31. Dezember 1995. Die Funktionsperiode der nach dem 

HeereSdisziplinargesetz 1985 in der vor dem Inkrafttreten des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. =/1989 geltenden Fassung bestellten 

Haftprüfungsorgane endet mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset­

zes. Die erste Funktionsperiode der auf Grund des Heeresdiszipli­

nargesetzes 1985 in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. 

~r. =/1989 bestellten HaftprUfungsorgane dauert bis 31. Dezember 
1995. 

(7) Die Auf teilung der Geschäfte unter den Haftprüfungsorganen 

und die Vertretung nach § 17 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundes­

gesetzes EGB1. Nr. =/1989 sind erstmalig fUr die Zeit van In-
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~ 

Geltende Fassung: 

§ 83. Hit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

1. hinsichtlich des § 10, so,,'eit sich diese Bestimrung auf Eundes­

ver,,'altungsabgaben bezieht, der Bundeskanzler, 

2. hinsichtlich des § 10, sa~'eit sich diese Bestimmung auf Stemr~l­

gebühren bezieht, der Bundesminister für Finanzen, 

3. hinsichtlich der übrigen Bestinmungen der Eundes:ninister für 

Landesverteidigung. 

28 

, 

Entwurf: 

kraft treten dieses Bundesgesetzes bis zum 31. Cezelnber 1989 zu 

bestinrren. 

~ 83. Hit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der 

Bundesminister für Landesverteidigung betraut. 
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